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Die Quellensammlung wurde von Absolventen der Zentra­
len Schulungsstätte unterstützt. 

I. Vom wirtschaftlichen Chaos 1945 bis zur Grundung 
der Deutschen DemoIdatischen 'Republik 

Als im Mai 1945 unter den Schlägen der sowjetiscllen 
Truppen die Reste der nazis tisChen Herrschaft vernichtet 
wurden, verblieb dem deutschen Volk als traurige Hinter­
lassenschaft des Hitler-Krieges ein unbeschreibliches wirt­
schaftliches Chaos. Das war die Folge des imperialistischen 
Machtstrebens der deutschen Monopolkapitalisten. Ihre 
Handlanger, die deutschen Faschisten, hatten den totalen 
Krieg verkündet und diesen mit ihrer verblendeten Pro­
paganda bis "fünf Minuten nacl1 zwölf" c geführt. Fast die 
gesamte Industrie war auf die Rüstungsproduktion umge­
stellt worden und bei Beendigung des Krieges zum größ­
ten Teil durch Bombenangriffe und durch andere Kriegs­
einwirkungen zerstört. Handel und Verkehr waren lahm­
gelegt, die Landwirtschaft war vernachlä·ssigt. Alle für die 
deutsche Wirtschaft notwendigen Handelsbeziehungen wa­
ren unterbrochen. Ausgemergelte, erschöpfte Frauen und 
nur wenige Männer standen als Arbeitskräfte zur Ver­
fügung. 

Das Potsdamer Abkommen -
Grundlage für eine deutsche ~Friede.nswirtschaft 

Die Alliierten, die sich über die zukünftige Entwicklung 
Deutschlands ursprünglich nicht einig waren - die Pläne 
der imperialistischen Westmächte erstreckten sich bekannt­
lich von vornh,erein auf die Zerstückelung Deutschlands -, 
legten dann unter dem Druck der sowjetischen Vorschläge 
im Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 politische 
und wirtschaftliche Grundsätze fest. Diese hatten "als 
Richtschnur zur Behandlung Deutschlands" zu dienen. Un­
ter Ziffer 14, Abschnitt B dieses Dokumentes heißt es: 

"Während der Zeit der Besetzung ist Deutschland als 
einheitliChes wirtschaftliches Ganzes zu· betrachten. Zu die­
sem Zweck ist eine gemeinsame Politik festzusetzen hin­
s~chtlich . . .. ", u.nd dann f?l~t die Aufzählung aller wich­
tigen wirtschafthchen BereIche. In Ziffer 16 wird die Bil­
dung eines deutschen Verwaltungsapparates gefordert. 
Außerdem enthalten die Potsdamer Beschlüsse auch Be­
s timmungen über die Vernichtung des deutschen Kriegs­
potentials, die Entflechtung von · Kartellen, Syndikaten, 
Trusts und anderen Monopolvereinigungen. 

Damit war die' Möglichkeit gegeben, die Lehren aus ·der 
Geschichte zu ziehen und eine einheitliche deutsche Frle-· 
denswirtschaft auizubauen, die den Bedürfnissen des schul­
dig gewordenen deutschen Volkes gerecht wurde. In einer 
Welt aber, in der die Wirtschaft lediglich dem Ziel unter­
geordnet ist, möglichst hohe Profite zu erzielen kann von 
vornherein keine Regelung angestrebt werden, ~lie den In-
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teressen des Volkes dient. Diese Zielsetzung wurde auch 
bald in den westlichen Besatzungszonen Deutschlands 
offenbar. 

Die Kräfte von gestern beschreiten den Weg der Spaltung 
Deutschlands 

1947 erfolgte der wirtschaftliche Zusammenschluß der 
amerikanischen und britischen Zone zur sogenannten Ei­
Zone". Nach ~em politischen Schacher mit dem Saarge'biet 
wurde der Bizone auch die französische Zone angeschlos­
sen, und es entstand die "Tri-Zone". Westdeutschland 
wurde durch die Marshall-Plan-Hilfe (nach Berichten des 
Deutschen Wirtschaftsinstitutes etwa 1,4 Milliarden Mark) 
mehr und mehr von den USA, als dem kapitalkräftigsten 
der Westalliierten, abhängig. Die Separatkonferenz der 
w~stlichen Großmächte und der Benelux-Staaten gab 1948 
mit den "Londoner Empfehlungen" genaue Anweisungen 
zur Bildung eines westdeutschen Teilstaates. Die wirt­
s~aftlichen Maßnahmen dazu wurden mit der separaten 
Wahrungsreform im Juni 1948 eingeleitet. Das sollte eine 
e:rneute Desorganisation der Wirtschaft, besonders in Ber-
1m, hervorrufen. Es machte sich notwendig, diese durch 
Gegenmaßnahmen zu verhindern. Die Mark der Deutschen 
Notenbank wurde eingeführt, Verkehr und Handel unter­
lagen notwendigen Beschränkungen, welche im Interesse 
der Bevölkerung des geteilten Landes lagen. 

Als sich am 20. September 1949 unter dem bekannten 
Rhein-Ruhr-Separatisten Adenauer eine westdeutsche Re­
gierung bildete, die sich einem Besatzungsstatut unter­
warf, konnte die imperialistische Außenpolitik unter dem 
Deckmantel einer "deutschen Regierung" einen vorläufigen 
Schlußstrich unter die ökonomische und politische Spaltung 
Deutschlands ziehen. Alle Versuche der Sowjetunion, auf 
der Grundlage des Potsdamer Abkommens Deutschland 
als ein einheitliches Wirtschafts gebilde zu erhalten schei­
terten, nicht zuletzt auch an der politischen Kon~ption 
der Westmächte, der Truman-Doktrin. Westdeutsch land 
n:it seinen Menschen und seinem WirtSchaftspotential 
sollte der Stärkung der imperialistischen Front gegen die 
Sowjetunion und die anderen Länder des Sozialismus 
dienen. 

Aus eigener Kraft zu wirtschaftlichem Aufstieg 
In der damaligen sowjetischen Besatzungszone wurde 

auf der Grundlage des Potsdamer Abkommens mit Unter­
stützung der Besatzungsmacht, eine Fliede~swirtschaft 
aufgebaut, ohne kapitalistische Schuldverpflichtungen und 
immer im Hinblick auf ein zukünftiges demokratisches 
Gesamtdeutschland. Dies wurde unter anderem durch die 
Bodenreform und durch die überführung von Betrieben 
der Nazikriegsverbrecher und Monopolkapitalisten in die 
Hände des Volkes ermöglicht und dokumentiert. Die groß-

6 

zügige, selbstlose Hilfe der sowjetischen Besatzungsmacht 
für die deutsche Wirtschaft kam auch dadurch zum Aus­
druck, daß im Januar 1947 die Demontagen eingestellt 
wurden. 200 zur Demon.tage vorgesehene Betriebe wurden 
in SAG umgewandelt, von denen 74 im März des gleichen 
Jahres an die Länder übergeben wurden, die restlichen 
später. 

Die historische Notwendigkeit der Gründung der DDR 
und ihre ökonomische Basis 

Aus der wirtschaftlichen und politischen Situation im 
Herbst 1949 ergab sich die Notwendigkeit, die Deutsche 
Demokratische Republik, den Staat det" Arbeiter und Bau­
ern, als Grundstein für ein friedliches und einheitliches 
Deutschland zu errichten. Nur damit konnte der nationale 
Notstand, hervorgerufen durch die Gründung des Bonner 
Separatstaates, beseitigt werden. 

Im Gegensatz zu den Westzonen verfügte die junge 
Deutsche Demokratische Republik über ein gesundes, wenn 
auch erst im Wachstum begriffenes ökonomisches Funda­
ment, nämlich das Volkseigentum an den wichtigsten Be­
trieben und eine Landwirtschaft, frei von junkerlicher 
Ausbeutung und Unterdrückung. Im Jahre 1950, im ersten 
Lebensjahr unserer jungen Republik, betrug die indu­
strielle BruttoprOduktion, die im sozialistischen Sektor der 
Wirtschaft erzeugt wurde, bereits 76,5 % der gesamten 
Produktion. 

Die sozialistische Basis - eben das Volkseigentum an 
den Produktionsmitteln - erforderte von Anfang an eine 
planmäßige Entwicklung der Volkswirtschaft auf der 
Grundlage der objektiven ökonomischen Gesetzmäßigkei­
ten. Im Interesse der gesamten Bevölkerung bildete sich 
ein Wirtschaftsgefüge, frei von krisenhaften und anarchi­
schen Störungen. Die wichtigsten Betriebe befanden sich 
bereits in den Händen des Volkes und konnten, unterstützt 
von den Maßnahmen des Staatsapparates, auf die vorhan­
dene kapitalistische Wirtschaft im Sinne eines planmäßi­
gen Aufbaus einwirken. Daneben war noch ein starker 
Sektor der kleinen Warenwirtschaft vorhanden, von dem 
1950 rund 21,9 % des gesellschaftlichen Gesamtprodukts 
erzeugt wurden. Etwas über zwei Drittel der landwirt­
schaftlichen Nutzfläche wurden von den werktätigen Bau­
ern bearbeitet. Knapp über die Hälfte des Einzelhandels­
umsatzes erzielten private Händler. 

Die Politik des Staates ging seit Anfang an von dem 
Bündnis mit den Bauern unc\l allen anderen werktätigen 
Schichten aus. Seine wirtschaftlichen Maßnahmen zielten 
darauf ab, dieses Bündnis zu festigen und jede Restaurie­
rung der monopolistischen und junkerlichen Kräfte zu 
verhindern. 
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II. Der Weg der Deutschen Demokratischen Republik 
·zum Sozialismus 

1. Die Entwicklung der Volkswirtschaft 

Im Interesse der möglichst vollständigen Befriedigung 
der Bedürfnisse aller Menschen entsprechend dem Grund­
gesetz des Sozialismus war es notwendig, eine planmäßige 
proportionale Entwicklung der Volkswirtschaft einzuleiten, 
wobei die führende Rolle der Partei der Arbeiterklasse 
als Triebkraft in Erscheinung trat. Auf Vorschlag der So­
zialistischen Einheitspartei Deutschlands und mit Unter­
stützung aller Parteien und Massenorganisationen wurde 
der Zweijahrplan zur Wiederherstellung und Entwicklung 
der Friedenswirtschaft aufgestellt und in den Jahren 1949 
und 1950 durchgeführt. Dieser bereits vor der Gründung 
der Deutschen Demokratischen Republik angelaufene Plan 
wurde im Juli 1950 vorfristig erfüllt. 

Wesentlich dazu beigetragen hat das sich entwickelnde 
Bewußtsein der Arbeiter, nicht mehr für Konzernherren 
zu schuften, sondern Anteil zu haben an den Ergebnissen 
ihrer Arbeit und an der ökonomischen Entwicklung' ihrer 
Betriebe. Das äußere Zeichen einer inneren Umwandlung 
der werktätigen Menschen war die Tat Adolf Henneckes. 
der in einer Sonderschicht am 13. Oktober 1948 seine 
Tagesnorm als Bergmann mit 380 % übererfüllte. Das war 
der Anstoß zur Aktivistenbewegung und zu Wettbewer­
ben, in denen die Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik, Arbeiter, Angestellte, Angehörige der techni­
schen Intelligenz und andere Wissenschaftler, ihre schöpfe­
rischen Kräfte zum Wohle der Gesellschaft entfalteten. 

Dieses neue Bewußtsein fand auch seinen Niederschlag 
im Gesetz der Arbeit vom April 1950. Darin wurde _ 
ebenso wie in der Verfassung - festgelegt, daß jeder Bür­
ger Anspruch auf einen seinen Fähigkeiten entsprechenden 
Arbeitsplatz hat. In der Deutschen Demokratischen Repu­
blik steht dieses Grundrecht nicht auf dem Papier, wie 
zum Beispiel in Westdeutschland mit dem ständigen Ar­
beitslosenheer und der großen Zahl Kurzarbeitender. Im 
Gegenteil fehlen bei uns auf vielen Gebieten der Wirt­
schaft noch geeignete Arbeitskräfte, obwohl sich immer 
mehr Frauen in den Arbeitsprozeß eingliedern. 

Die Vergrößerung der Zahl der Beschäftigten ist aber 
nicht entscheidend bei der Erhöhung der Produktionslei­
stung. Die Einführung moderner Fertigungsverfahren und 
hochentwickelter Maschinen 'war aussch laggebend für die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität. Das mußte bei der 
weiteren Planung Beachtung finden. 
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. Der UI. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands stellte 1950 die Aufgabe, die Volkswirtschaft 
systematisch in einem Fünfjahrplan zu entwickeln. Dieser 
Plan diente vor allem dem gleichmäßigen Aufbau der ge­
samten Volkswirtschaft und der wesentlichen Verbesse­
rung der Lebenslage der Bevölkerung: Damit zeichnete sich 
immer deutlicher für jeden Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik die Richtigkeit des Weges zum Sozia­
lismus ab. Die Erfüllung des ersten Fünfjahrplanes mit 
104,4 % in der in9-ustriellen Bruttoproduktion konnte a ls 
Grundlage für die Lösung noch größerer Aufgaben gelten, 
wie sie jetzt durch clie Aufstellung des Siebenjahrplans 
vor uns stehen. 

Die Arbeitsproduktivität nahm in den ersten fünf Jah­
ren um über die Hälfte zu, Das ist vor allem der aktiven 
Mitarbeit der Werktätigen, ihre Teilnahme an der Len­
kung und Leitung der Wirtschaft zu verdanl.;:en. 1773534 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik beteilig­
ten sich 1955 an Wettbewerben; nach dem Stichtag vom 
15. Dezember 1958 waren es bereits 2476262 Werktätige, 
die ün sozialis tischen Wettbewerb standen. 1 735682 Wed.;:­
tätige nahmen - um ein anderes Beispiel zu nennen -
im letzten Quartal 1955 an Produktionsberatungen teil; 
für den Zeitraum vom 15. September bis 15. Dezember 
1958 erhöhte sich die Zahl der Teilnehmer auf 3 913 027. 

Eine Großindustrie, geschaffen unter kapitalistischen Be­
dingungen, war als notwenclige materielle Vorausse,tzung 
für den Aufbau des SoziaHsmus schon vorhanden. Dle Er-· 
kenntnisse der marxistischen Politischen Ökonomie - als 
Teil der Ideologie der Arbeiterklasse - und die praktischen 
Erfahrungen der Sowjetunion gaben jedoch Anlaß, die In­
dustrie als den größten und bedeutendsten Teil unserer 
Volkswirtschaft über den vorhandenen Stand hinaus 
weiter auszubauen. Die vom Kapitalismus übernommene 
Industrie befand sich nicht auf dem Höchststand des tech­
nischen Fortschritts, mit dem die Lebenslage der Gesell­
schaft verbessert werden kann. Es war notwendig, die 
Disproportionalität zwischen den einzelnen Wirtschaftsbe­
reichen auch zwischen Industrie und Landwirtschaft, zu 
überwi~den und die Verteidigung des Landes zu sichern. 

Die Volkswirtschaftspläne, als Teil der Fünfjahrpläne 
unter Beteiligung der Bevölkerung jeweils für ein Jahr 
beschlossen, gaben die Gewähr, die gesteckten Ziele zu 
err .. eichen. Die Zuwachsrate der industriellen Produktion 
stieg in der Deutschen Demokratischen Republik wesent­
lich schneller als in Westdeutsch land. 1958 wurden im Ver­
gleich zu 1950 in der DDR 31 % mehr industriell produ­
ziert als in Westdeutschland. Die Fertigung der Deutschen 
Demokratischen Republik ist jetzt dreimal so groß wie 
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zu ihrer Gründung; im Jahre 1950 betrug die Bruttopro­
duktion rund 23,3 Milliarden DM, 1958 bereits 58,8 Milliar­
den DM. Man muß sich diese Zahlen einmal versuchen 
vor.zustellen, um zu ermessen, mit welcher Aktivität und 
Begeisterung die Arbeiter, Meister, Ingenieure und Wissen­
schaftler solche Leistungen vollbracht haben. 

Auf Grund dieser Erfolge konnte der V. Parteitag der 
Sozialistischen Einheitspartei Beschlüsse fassen, die von 
weittragender Bedeutung für die Zukunft Deutschlands 
auch in ökonomischer Hinsicht sind. Die Deutsche Demo­
kratische Republik trat zum friedlichen wirtschaftlichen 
Wettbewerb mit Westdeutschland an. Die Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik wurden aufgerufen, 
an der Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe mitzu­
wirken. 1961 soll Westdeutschland im Pro-Kopf-Verbrauch 
an allen wichtigen Lebensmitteln und Konsumgütern durch 
unsere werktätige Bevölkerung überholt werden. Damit 
wird die Deutsche Demokratische Republik die überlegen­
heit der sozialistischen Gesellschaftsordnung gegenüber 
der Herrschaft der imperialistischen Kräfte beweisen. Es 
war notwendig und auf Grund der Ergebnisse der Wirt­
schaftsverhandlungen mit der Sowjetunion und den Volks­
demokratien möglich, die ökonomischen Ziele für die 
Jahre 1959/60 zu erhöhen und mit den Aufgaben bis 1965 
in Siebenjahrplänen zusammenzufassen. 

2. Die sozialistische Industrialisierung 
Durch die übererfüllung des Zweijahrplanes war die 

Friedenswirtschaft im wesentlichen wiederhergestellt. In 
den folgenden Jahren kam es "darauf an, eine umfassende 
Industrialisierung vorzunehmen, um mjt dem technischen 
Fortschritt auf der Basis einer hochentwickelten Grund­
stoff- und Schwerindustrie alle anderen Industriebereiche 
sowie die Landwirtschaft möglichst vollkommen zu me­
chanisieren. 

Im ersten Fünfjahrplan mußte die Kohle- und Energie­
versorgung sichergestellt und eine ausreichende metallur­
gische Basis für die Grundstoffindustrie und den Schwer­
maschinenbau geschaffen werden. Trotz der vorrangigen 
Entwicklung der Grundstoff- ' und Schwerindustrie in den 
folgenden Jahren wurde die Konsumgüterherstellung 
ebenfalls erweitert und als wesentliche Voraussetzung 
dafür vornehmlich die chemische Industrie gefördert. Um­
fangreiche Neubauten in allen Industriebereichen wurden 
und werden geschaffen, wie zum Beispiel die Eisenhütten­
kombinate Ost und West, eine Anzahl Kraftwerke, das 
Braunkohlenkombinat "Schwarze Pumpe", die Werften in 
Rostock und Stralsund und vieles andere mehr. 1958 be­
trugen die Investitionen in Industrie und Bau über 
5 Milliarden DM, 
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zur Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe ist es 
notwendig, die Industrie auf ein höheres Niveau zu heben. 
Das entscheidende Mittel dazu ist die sozialistische Re­
konstruktion, mit der im zehnten Lebensjahr der Repu­
blik verstärkt begonnen wurde. Das bedeutet, daß die Pro­
duktion umfassend rationalisiert wird, daß eine Konzen­
tration und Spezialisierung der Fertigung erfolgt, die zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität führt. Dazu ist die ak­
tive Anteilnahme aller Bürger erforderlich, welche die 
Rekonstruktionspläne ausarbeiten und verwirklichen hel­
fen. Viele Werktätige haben das Neue in ihrem Leben voll 
erfaßt und sind dazu übergegangen, Brigaden der soziali­
stischen Arbeit zu bilden, in denen nicht nur sozialistisch 
gearbeitet, sondern auch sozialistisch gelebt wird. Die 
ersten Erfolge dieser Bewegung werden sich am zehnten 
Jahrestag der Republik in der übererfüllung des Volks­
wirtschaftsplanes zeigen. 

Der Ausbau der Grutndstoftindustrie - die wichtigste 
Aufgabe 

Besondere Schwierigkeiten ergaben sich für die Deutsche 
Demokratische Republik durch die unterschiedliche Ver­
teilung der Bodenschätze und der Grundstoffindustrie auf 
die beiden Teile Deutschlands. Die Energiewirtschaft 
Deutschla.nds arbeitete im wesentlichen auf der Stein­
kohlenbasis, deren Lager sich außerhalb des Territoriums 
der Deutschen Demokratischen Republik befinden. Ähn­
lich war es mit den Vorkommen an Eisenerz und anderen 
Metallen. Auch die chemische Industrie hatte sich mehr 
im Rhein-Main-Gebiet, \vegen der dort vorhandenen gas­
reichen Kohle und der günstigen Transportlage, konzen­
triert. In der Deutschen Demokratischen Republik hinge­
gen sind umfangreiche Braunkohlenlager vorhanden, die 
aber - wie im Raum Cottbus - früher aus Konkurrenz­
griinden nur teilweise erschlossen waren. Als weitere wich­
tige Ressourcen befinden sich Stein- und Kalisalzvorkom­
men im südwestlichen Teil der Republik. Es war notwendig, 
die Wirtschaft zum großen Teil auf den Energieträger 
Braunkohle umzustellen. Außerdem wurde die Braun­
kohle mehr und mehr der Rohstoff für die chemische In­
dustrie. Vorrangig wurde die Braunkohleriförderung ge­
steigert, und zwar von 101 Millionen Tonnen im Jahre 
1936 auf dem Gebiete der Deutschen Demokratischen Re­
publik auf über 214 Millionen Tonnen im Jahre 1958. 
Das bedeutet, daß wir in diesem Jahre in kaum sechs Mo­
naten mehr Braunkohle fördern als im ganzen Jahre 1936 
und daß wir im Weltmaßstab an erster Stelle stehen. 

Damit und zugleich mit der Wiederherstellung und dem 
Neubau von Kraftwerken, wie Großkraftwerk Elbe-Vok­
kerode, Trattenporf und Stalinstadt, hat auch die Elektro­
energieerzeugung zugenommen, in der die Deutsche De-
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mokratische Republik den 5. Platz in der Weltwirtschaft 
einnimmt. Seit dem Bestehen der Republik hat sich die 
Leistung der Kraftwerke auf fast 34 Milliarden kWh erhöht, 
das heißt nahezu verdoppelt. Im 1. Halbjahr 1959 stieg die 
Elektroenergieerzeugung gegenüber dem gleichen Zeit­
raum des Vorjahres um 1,1 Milliarden kWh. Das ermög­
lichte es uns die chemische Produktion und die metallur­
gische Fertigung zu erweitern, da diese Industriezweige 
den größten Verbrauch an Elektroenergie haben. 

Unsere chemische Industrie, die eine bedeutende Rolle 
als Lieferant notwendiger Grund- und Ausgangsstoffe in 
der Volkswirtschaft spielt, hat sich zur sechsgrößten der 
Erde entwickelt. In der Pro-Kopf-Produktion von Soda, 
aber auch von synthetischen Fasern ist die Deutsche De­
mokratische Republik führend in der ganzen Welt. Die 
Phosphordüngerherstellung - wichtig, um die landwirt­
schaftlichen Erträge zu stei~ern - ist in den letzten acht 
Jahren verfünffacht worden. Die pharmazeutische Indu­
strie hat beträchtlich an Umfang zugenommen und sichert 
die Versorgung der Republik mit Arzneimitteln. Die Er­
zeugung von Plasten, die dem produktiven und dem indi­
viduellen Konsum gleichermaßen dienen, wird bis 1965 
auch die Produktion Westdeutschlands und der Vereinig­
ten Staaten übertreffen. 

Besonders auffällig zeigte sich nach dem Ende des zwei­
ten Weltkrieges die dem Kapitalismus anhaftende Dispro­
portionalität in der Metallurgie. 1945 existierten in .West­
deutschland 118 Hochöfen und 89 % der metallurglschen 
und Gießereiindustrie, während auf dem Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik nur 4 Hochöfen älteren 
Typs gebrauchsfähig waren. Unsere Wissenschaftler und 
Arbeiter vollbrachten auf diesem Gebiet Spitzenleistungen. 
Die erste Niederschachtofenanlage der Welt wurde im 
neuerbauten Eisenhüttenkombinat West in Calbe in Be­
trieb genommen. Es war dadurch möglich, nicht nur die 
eisenarmen sauren Erze aus eigenen Schächten zu ver­
hütten son'dern auch gleichzeitig den Import von Stein­
kohlen'koks einzuschränken. In den Niederschachtöfen 
konnte der nach dem Verfahren Ramm.ler-Bilkenroth aus 
Rohbraunkohle hergestellte Hochtemperaturkoks Verwen­
dung finden. Die Großkokerei Lauchhammer wurde zu 
diesem Zweck aufgebaut. So jwnnte die Pro-Kopf-Produk­
tion an Roheisen von 1950 bis 1958 mehr als verfünffacht 
werden die von Blockrohstahl wurde von 54,3 kg auf 
175,3 kg pro Kopf erhöht. Als Sinnbild internationaler so­
zialistischer Kooperation ist auf dem Gebiet der Metallur­
gie das Eisenhüttenkombinat Ost in StaJinstadt zu betrach­
ten. Mit polnischem oder tschechoslowakischem Stein­
kohlenkoks wird sowjetisches Eisenerz von deutschen Ar­
beitern verhüttet. 
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Die Deutsche Demokratische Republik hat sich nun­
mehr mit den beiden Kombinaten in Calbe und Stalin­
stadt und der beträchtlich erweiterten Maxhütte bei Unter­
wellenborn eine metallurgische Basis aus eigener Kraft 
geschaffen. 1950 wru' es gerade eine drittel Million Tonnen 
gefertigten Roheisens "- nach acht Jahren flossen bereits 
einunddreiviertel Millionen Tonnen aus unseren Hochöfen 
und wurden in volkseigenen Stahl- und Walzwerken in 
Hennigsdorf, in Riesa, in Gröditz, in Thale u. a. weiter­
verarbeitet. Dazu kommen noch die Buntmetallhütten : in 
Mansfeld für Kupfer, in Freiberg für Blei, Zinn und Zink 
sowie in Aue und St. Egidien für Nickel. In a11 diese Be­
triebe wurden Gelder und Materialien investiert - in den 
ersten fünf Jahren etwa ein Drittel der gesamten staatli­
chen Investitionen - mit dem Ziel vor Augen, die Ver­
besserung der Lebenslage der Bevölkerung zu gewährlei­
sten. Die Mittel dazu erarbeiteten in erster Linie die Werk­
tätigen der volkseigenen Betriebe, die 1958 im Vergleich 
zum Geburtsjahr der Republik fast 2 Millionen Tonnen 
Stahl mehr produzferten. 

Das Bauwesen - ein Grundpfeiler des sozialistischen 
Aufbaus 

Sichtbar zeigen sich überall in der Republik die großen 
Leistungen der Bauindustrie. Die zahh'eichen Industrie­
bauten für die Grundstoffindustrie und andere Bereiche 
wurden von den Arbeitern der volkseigenen Baubetriebe, 
der Bau-Unionen, geschaffen. Die erste sozialistische Stadt 
- Stalinstadt -, die Berliner Stalinallee, die Deutsche 
Staatsoper, die Neubauten in den Stadtzentren von Dres­
den, Leipzig, Magdeburg und Rostock legen Zeugnis ab 
von der intensiven Bautätigkeit in der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Darüber hinaus 'wurden viele Ein­
richtungen des Kultur- und Gesundheitswesens gebaut, 
wie Kulturhäuser, Sportstadien, Krankenhäuser und Kli­
niken. Das Neubauernbauprogramm nahm in den ersten 
J ahren nach dem Kriege einen breiten Raum ein. In den 
letzten Jahren wurden Maschinen-Traktoren-Stationen er­
weitert und Wirtschaftsgebäude, Ställe und Scheunen für 
die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften er­
richtet. 

Seit 1950 konnten die Bauleistungen um das Zweiein­
halbfache erhöht werden, woran die sozialistische Bauin­
dustrie mit einer füoffachen Steigerung den größten An­
teil hatte. Die großen volkseigenen Baubetriebe haben _ 
wenn auch noch nicht in ausreichendem Maße - fort­
schrittliche Arbeitsmethoden, wie Groß block- und -platten­
bauweise, und einen höheren Grad der Mechanisierung 
erreicht als die Privatindustrie. Mit Hilfe der staatlichen 
Beteiligung wird auch für den privaten Sektor die .Arbeits­
produktivität gesteigert werden können. 
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Da& l'latlOnaIe Aufbauwerk, begründet auf der freiwilli­
gen Masseninitiative vieler Tausender Bürger aus allen 
Bevölkerungskreisen, hat an dem Aufbau der Städte und 
Dörfer, der neuen Industriegiganten und Kulturstätten 
großen Anteil. Im ersten Fünfjahrplan wurden im NAW 
Werte von 155 Millionen DM geschaffen, im Jahre 1958 
aber allein schon fast 266 Millionen DM. Das waren über 
20 DM pro Kopf der wahlberechtigten Bevölkerung. Zahl­
reiche Angehörige der Christlich-Demokratischen Union, 
Arbei ter, Bauern, Handwerker, Wissenschaftler, beteilig­
ten sich an diesem patriotischen Werk. Zu Ehren des 
9. Parteitages der Christlich-Demokratischen Union wur­
den im Rahmen eines Wettbewerbes 2806801 freiwillige 
Aufbaustunden geleistet. Aus allen Bezirken der Republik 
gingen der Parteileitung täglich neue Verpflichtungen zu 
Ehren des zehnten Jahrestages der Republik zu. In zuneh­
mendem Maße beteiligten sich daran auch parteilose Chri­
sten, deren Initiative durch die Christlich-Demokratische 
Union geweckt wurde. 

Die Schwerindustrie, die materielle Basis tür die fort­
geschrittene Technik 

Den objektiven Gesetzmäßigkeiten der Ökonomik zu­
folge muß die Herstellung von Produktionsmitteln, wie 
zum Beispiel Maschinen, Anlagen und Werkzeugen, in 
größerem Umfang und schneller entwickelt werden als 
die Fertigung von Konsumtionsmitteln, wie Nahrungsgü­
ter, Haushaltgegenstände und Textilien. In einem be­
stimmten Verhältnis muß die Produktionsmittelsphäre 
- die Abteilung I, wie sie von Karl Marx bezeichnet 
wurde - schneller wachsen, um die erweiterte Repro­
duktion in beiden Abteilungen, auch in der Konsumtions-
mittelsP1!äre, zu gewährleisten. / 

Deshalb wurden schon im ersten Fünfjahrplan die Ka­
pazitäten unserer Schwermaschinenbaubetriebe erweitert 
und der allgemeine Maschinenbau vergrößert. Der Bau 
von Energie- und Kraftmaschinen, Werkzeugmaschinen, 
Drehautomaten, Walzstraßen sowie Transport- und För­
derungsausrüstungen schuf die Grundlage für die Re­
konstruktion der Volkswirtschaft. Seit 1950 hat sich bei­
spielsweise die Produktion von Drehautomaten fast ver­
dreifacht, die von Baggern ist von 103 auf 387 Stück ge­
stiegen. Nach der Gründung der Deutschen Demokrati­
schen Republik wurden nur 210 Fahrzeugmotore herge­
stellt, 1958 waren es dagegen bereits 8390. Aber nicht nur 
die Anzahl der Maschinen hat sich erhöht, sondern auch 
ihre Leistungsfähigkeit, ihre technische Vollkommenheit. 
Zahlreiche Verbesserungsvorschläge und eine fruchtbare 
Zusammenarbeit zwischen technischer Intelligenz und 
Werktätigen haben wesentlich dazu beigetragen. 

14 

1m allgemeinen Maschinenbau sei nur an die enonne 
Steigerung der Produktion von landwirtschaftlichen Ma­
schinen (bis zu 750 % im Vergleich zu 1950), im Fahrzeug­
bau an Kraftwagen und Motorräder (teilweise fast ver­
zehnfacht) erinnert. Die schon längst widerlegte Behaup­
tung, daß unsere volkseigenen Betriebe keinf Qualitäts~ 
arbeit liefern, wird einmal mehr ad absurdum geführt 
durch die feinmechanische und optische Industrie deren 
Erzeugnisse Weltruf genießen und sich in Quantität und 
Qualität von Jahr zu Jahr verbessern. 

Die Leichtindustrie als Hebel für die Verbesserung 
der Lebenslage der BeVÖlkerung 

. Als die genannten Industriezweige in den ersten Lebens­
Jahren der Deutschen Demokratischen Republik ausgebaut 
wurden und in einigen Fällen mit Verlust arbeiteten fand 
dies ~e.i einem Teil der BeVÖlkerung kein Verstä~dnis, 
da bel Ihm noch der Rentabilitätsbegriff (rentabel gleich­
bedeutend mit profitabel) der kapitalistischen Wirtschaft 
verhaftet war. Für den einzelnen sichtbare Erfolge traten 
erst nach und' nach in Erscheinung. Die Leichtindustrie 
die ihre Maschinen und Rohstoffe erst einmal aus de; 
Grundstoff- und Schwerindustrie beziehen mußte konnte 
sich nur allmählich entwickeln, ist aber nunmehr' auch in 
der Lage, Weltniveau zu erreichen. Das trifft gleicherma­
ßen für die Möbelindustrie zu, die 1950 kaum ein Dr1ttel 
der augenblicklichen Kapazität aufwies wie für die Textil­
industrie, die ihre Produktion in Perlon' zum Beispiel mehr 
als verzehnfachte. C?b es sich um Möbelstoffe, Teppiche, 
U~ter- und Obertnkotagen, Oberbekleidung, Haushalt­
w:asche und Lederw.aren handelt - in fast allen Erzeug­
msgruppen wurde dIe Fertigung im Vergleich zu 1950 ver­
doppelt, teilweise mehr als verdreifacht. 

Wen!1 im vergangenen Jahr die Rationierung der Le­
bensmittel aufgehoben werden konnte so ist dies zum 
größten Teil den Werktätigen in der Landwirtschaft zu 
verdanken, allen voran den Genossenschaftsbauern welche 
die Marktproduktion von Fleisch und Fett außerordentlich 
steigerten, aber auch den Arbeitern und Angestellten der 
Betriebe, die mit dem Export ihrer Erzeugnisse die Ein­
fuhr von Nahrungs- und Genußmitteln sicherstellten An 
Fleisch wurde 1958 fast sechsmal soviel erzeugt nä~ich 
587202 Tonnen, als im Jahre 1950, an Fleisch- u~d Wurst­
waren über fünfmal mehr, an tierischen Fetten das Vier­
fache, an Zucker knapp ein Drittel mehr als 1950, an Fisch­
konserven fast das Achtfarhe. Solche Ergebnisse verdeut­
lichen den Leistungsanstieg der Lebensmittelindustrie und 
waren für jeden Bürger spürbar. 
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Die privatkapitalistische Industrie u.nd ihre Teilnahme 
am Aufbau des Sozialismus 

Der Anteil der privaten Industrie an der gesamtvolks­
wirtschaftlichen Entwicklung - besonders auf dem Ge­
biet der Leichtindustrie - ist nicht unbedeutend und zeigt, 
daß der Arbeiter-und-Bauern-Staat die Volkswirtschaft 
mit allen und für alle aufbauwilligen Kräfte lenkt und lei­
tet. Es ging seit der Gründung der Deutschen Demokra­
tischen Republik darum, getreu dem Potsdamer Abkom­
men unheilvolle kapitalistische Machtbestrebungen, auch 
in ökonomischer Hinsicht, zu verhindern. Die Kapazität 
der Privatbetriebe und die Produktionserfahrungen der 
Unternehmer mußten aber für die Volkswirtschaft genutzt 
werden, und den Inhabern der Privatbetriebe war eine 
Perspektive in den Sozialismus zu weisen. 

Die Privatindustrie die besonders Textilien, Bekleidung, 
Leder- und Schuhwa~en sowie Nahrungs- und Genußmit­
tel herstellte wurde in die Massenbedarfsgüterproduktion 
verstärkt ein'bezogen. Auch bei der Erfüllung des Export­
programms halfen viele Privatfirmen mit. Unterstützt 
wurde dies durch steuerliche Vergünstigungen, wie sie be­
sonders in der 9. Durchführungsbestimmung zur Steuer­
reformverordnung zum Ausdruck kamen. Erstmals im 
Jahre 1954 konnten zu Lasten der Einnahmen des Staats­
haushalts steuerbegünstigt Maschinen angeschafft und vor­
handene Anlagen verbessert werden. Das Anlagevermögen 
der privaten Industrie-, Bau- und Verkehrsbetriebe 
wurde mit Hilfe dieser Sonderabschreibungen um rund 
180 Millionen DM erweitert. Das Einkommen der Inhaber 
von privaten Industriebetrieben stieg von 1951 bis 1957 auf 
186,4 %, das der Baubetriebe im gleichen Zeitraum um • 
mehr als das Dreifache. Die Einkommen der Unternehmer, 
die eine größere Zahl von Arbeitern beschäftigten, wuch­
sen schneller an weil sich durch die Ausbeutung der Be­
schäftigten ihr Profit vergrößerte. Diese Art des Einkom-

. menerwerbs zu fördern, ist weder mit dem Sozialismus 
noch mit christlicher Moral vereinbar. 

Auq, die weitere Steigerung der Produktion war 
trotz großzügiger Hilfe des Staates - im Zuge. de: fort­
schreitenden Technik den Privatunternehmern mIt eigenen 
Mitteln nicht mehr möglich. Während in Westdeutschland 
die kleinen und mittleren Privatbetriebe dem Druck der 
Monopole immer mehr weichen und im Konkurren~­
kampf unterliegen, wurde in der Deutschen Dem?~~tl­
schen Republik nach Möglichkeiten gesucht, der Illltlatlve 
der Unternehmer neue Wege zu weisen und ihnen ihre 
Existenz im Sozialismus zu sichern. Dazu war es vor allem 
notwendig, den Inhabern der Privatbetriebe Klarhei~ zu 
verschaffen über die Unmoral der Ausbeutung ·und uber 
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das Ziel des sozialistischen Aufbaus. Ein Beschluß des 
Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands auf seiner 25. Tagung im Oktober 1955 wurde von 
der Christlich-Demokratischen Union aufgegl'iffen und am 
20. Februar 1956 in die Tat umgesetzt. Acht Inhaber wich­
tiger privater Industriebetriebe erklärten sich auf einer 
Tagung im Unionshaus in Berlin bereit, einen staatlichen 
Anteil in ihre Betriebe aufzunehmen. Damit brachten sie 
ihre Verbundenheit mit dem Arbeiter-und-Bauern-Staat 
zum Ausdruck. Frei von monopolistischem Druck, gesichert 
vor krisenhaften Depressionen, mit ausreichenden Mitteln 
versehen, um ihre Intiative ungehindert zu entfalten, 
wuchsen die Privatunternehmer zusammen mit ihrem Be­
trieb in den Sozialismus hinein. Mit zahlreichen Vorschlä­
gen und Anregungen hat die Christlich-Demokratische 
Union geholfen, die Formen der staatlichen Beteiligung 
und ihre Anwendung in verschiedenen Wirtschaftszweigen 
zu verbessern. Die praktischen Erfahrungen vieler Komp­
lementäre, wie zum Beispiel des Volkskammerabgeordne­
ten RiedeI, haben dazu beigetragen. In der Verordnung 
über die Bildung halbstaatlicher Betriebe sind solche Hin­
weise berücksichtigt worden. 

Zwischen vielen Privatunternehmen und volkseigenen 
Betrieben bestand smon seit Jahren eine gute Kooperation, 
die bei der staatlichen Beteiligung ihren Ausdruck darin 
findet, daß volkseigene Betriebe als Kommanditisten auf­
treten. Auch die Wettbewerbs- und Neuererbewegung hat 
in den halbstaatlichen Betrieben einen Aufschwung erfah­
ren und die Produktionsergebnisse günstig beeinflußt. Von 
1957 zu 1958 konnte die industrielle Bruttoproduktion der 
Privatwirtschaft weiter um rund 10 % ansteigen, wovon 
der Anteil der halbstaatlichen Betriebe etwa 35 % aus­
macht. Allein daran ist zu erkennen, wie sich die neue 
Eigentumsform auf die Rentabilität des Betriebes auswirkt. 
Im ersten Halbjahr 1959 konnten die halbstaatlichen Be­
triebe ihre Bruttoproduktion auf 116 % steigern. über die 
Hälfte aller privaten Unternehmer haben bisher Antrag 
auf staatliche Beteiligung gestellt. 2919 Betriebe arbeiten 
nunmehr mit staatlicher Beteiligung, darunter eine große 
Zahl, deren Inhaber Mitglieder der Christlich-Demokrati­
schen Union sind. 

Seit Anfang 1959 gehen diese Betriebe verstärkt dazu 
über, sozialistische Wirtschaftsprinzipien anzuwenden. 
Auch dazu wurden von der Christlich-Demokratischen 
Union - besonders auf der Tagung des Arbeitskreises In­
dustrie der Parteileitung im Februar 1959 - Vorschläge 
unterbreitet. Sie bezogen sich besonders darauf, arbeitsor­
ganisatorisch zur verstärkten Anwendung sozialistischer 
Arbeitsmethoden überzugehen, die Arbeiter noch besser 
an der Leitung und Lenkung der Betriebe zu beteiligen 
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und strukturell eine engere Bindung an die sozialistische 
Wirtschaft zu erreichen. Damit wird die Kooperation zwi­
schen volkseigenem und halbstaatlichem Betrieb verbes­
sert und der Erfahrungsaustausch gefördert. Als Beispiel 
einer guten Zusammenarbeit im Rahmen der sozialistischen 
Rekonstruktion ist die Vereinbarung zwischen einer halb­
staatlichen Geraer Druckerei und der Volkswacht-Drucke­
rei anzusehen. Der halbstaatliche Betrieb wird sich nur 
noch mit Offsetdruck beschäftigen und vom volkseigenen 
Betrieb dazu die Maschinen erhalten, während die Volks­
wacht-Druckerei sich nur noch dem Buchdruck widmet. 

Nicht im Konkurrenzkampf einander zerfleischen, son­
dern für den Sozialismus zusammenarbeiten - das ist die 
Losung für die Unternehmer der Deutschen Demokrati­
schen Republik. Das findet auch in zunehmendem Maße 
in der Be\'JUßtseinshaltung der Leiter von halbstaatlichen 
Betrieben seinen Ausdruck. Von der Christlich-Demokra­
tischen Union wurden am 20. Februar 1959 auch konkrete 
Vorschläge zur theoretischen Weiterbildung der Unterneh­
mer vorgetragen. Inzwischen haben in diesem Jahr die 
ersten Lehrgänge im Fernstudium begonnen. Den Leitern 
halbstaatlicher Betriebe wird damit die Möglichkeit gege­
ben, ihr praktisches Handeln auch theoretisch zu unter­
mauern. Dies wird ihre bewußtseinsmäßig positive Haltung 
zum Staat der Arbeiter und Bauern festigen und sie zu noch 
größeren Leistungen für die Deutsche Demokratische Re­
publik befähigen. 

3. Die Herausbildung neuer sozialistischer Produktionsver­
hältnisse auf dem Lande - das Ziel der Agrarpolitik der 

Deutschen Demokratisdten Republik 

Die Landwirtschaft in Deutschland war schon vor 1945 
durch eine hohe Intensität gekennzeichnet, litt aber unter 
der allgemeinen Erscheinung der ungleichmäßigen ökono­
mischen EntWicklung im Kapitalismus. Unter den gegebe­
nen Verhältnissen mußte auch in Deutschland die Land­
wirtschaft hinter dem Aufstieg der Industrie zurückblei­
ben. Die Abhängigkeit der vielen Kleinbauern und Par­
zellen inhabern von Junkern und Großgrundbesitzern 
wurde nach 1945 im sowfetisch besetzten Teil Deutschlands 
durch die demokratische Bodenreform beseitigt. Allerdings 
konnte diese Agrarsh"uktur, mit den vielen kleineren Ein­
zelwirtschaften, auf die Dauer nicht den wachsenden An­
forderungen nach Nahrungsgütern und industriellen Roh­
stoffen genügen. 

Auf der gesamten Erde wird mehr und mehr der Weg 
zur Großflächenbewittschaftung beschritten. Die Agrarpo­
litik der kapitalistischen Länder dient ausschließlich: den 
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Interessen der monopolistischen Wirtschaft, den Interessen 
des Großgrundbesitzes. Auch staatliche Maßnahmen, ins­
besondere auf dem Gebiet der Preis-. und Zoll politik, wie 
zum Beispiel der "Grüne Plan" in Westdeutschland, kom­
men vorwiegend den kapitalistischen Großbetrieben zu­
gute. Die Großflächenwirtschaft auf dem Lande entwickelt 
sich daher im schärfsten Konkurrenzkamp.f zwischen dem 
Großbesitz und dem Kleineigentum. So wurden in zahl­
reichen kapitalistischen Ländern in den letzten Jahrzehn­
ten bereits Millionen kleiner landwirtschaftlicher Betriebe 
ruiniert. Die Bauern mit ihren Familien verloren ihre Exi­
stenzgrundlage. 

Die Agrarpolitik der sozialistischen Staaten dagegen ist 
eine Politik, die den Interessen der gesamten Bevölkerung, 
auch der Bauern, dient. Sie ist darauf ausgerichtet, die 
landwirtschaftlichen Erträge mit Hilfe der modernen Tech­
nik ständig zu steigern und die fortgeschrittenen wissen':' 
schaftlichen Erkenntnisse anzuwenden. Für den Bauern 
soU die Arbeit erleichtert werden; gleichzeitig ist die Er­
nährungslage zu verbessern und die Rohstoffbasis zu er­
weitern. Die Rückständigkeit des Dorfes muß überwunden 
werden. und den Bauern ist eine lohnende Perspektive zu 
zeigen. Das ist nur möglich durch den übergang zur Groß­
flächenwirtschaft. Dieser vollzieht sich nicht im Konkur­
renzkampf durch Ruinierung der landwirtschaftlichen Be­
triebe, sondern erfolgt auf freiwilliger Grundlage durdl 
den Zusammen schluß der Bauern in landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften. 

Die ökonomische Basis der Landwirtschaft und das 
Bündnis der Arbeiter mit den Bauern 

Nachdem die Bodenreform in der sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands konsequent durchgeführt war, bildete 
sich auf dem Lande eine neue ökonomische Basis. Sie be­
stand aus den bisherigen Altbauern, der großen Zahl der 
Neubauern, den VOlkseigenen Gütern und den Maschinen­
Ausleih-Stationen (später Maschinen-Traktoren-Stationen), 
welche die Stützpunkte der Arbeiterklasse auf dem Lande 
\varen. 

Neben ehemaligen Landarbeitern erhielten auch Um­
siedler, denen von der Regierung große Unterstützung ge­
währt wurde, Land aus deI; Bodenreform. Das Umsiedler­
gesetz vom 18. September 1950, Ausdruck der Bündnispoli­
tik in der jungen Republik, schuf die Voraussetzung für 
den Bau von Wohn- und Wirtschaftsgebäuden auf dem 
Lande. Langfristige Kredite bis 5000 DM konnten den 
Neubauern-Umsiedlern gegeben werden. 3 Millionen DM~ 
wurden zum Wiederaufbau zerstörter Wirtschaften zur 
Verfügung gestellt, - und 170000 Neubauern-Wohn- und 
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Wirtschaftsgebäude wurden errichtet. Bis zum 1. Juni 1951 
wurden 10000 Milchkühe zur VenüguFlg gestellt und den 
Neubauern für zwei Jahre Ablieferungserleichterungen bis 
zu 50 % gewährt. Neubauern-Umsiedler, die nicht ausrei­
chend über Maschinen und Zugkräfte verfügten, erhielten 
bei der Bodenbearbeitung und der Ernte besondere Unter­
stützung durch die Maschinen-Traktoren-Stationen. 

Ein Teil des enteigneten Großgrundbesitzes und ehemali­
ger staatlicher Domänen wurde in Volkseigentum überführt. 
Die daraus entstandenen Volkseigenen Güter wurden zu 
Muster- und Saatzuchtgütern entwickelt. 

Die Macht der Großgrundbesitzer und Junker war durch 
die Enteignung gebrochen. 544 079 landarme und landlose 
Bauern, Landarbeiter und Umsiedler erhielten eigenen 
Boden und damit die Möglichkeit, sich eine Existenz zu 
schaffen. Die Ausbeutung des Menscl!en durch den Men­
schen war auf dem Lande zu einem großen Teil beseitigt. 
Durch die Einbeziehung der landwirtschaftlichen Produk­
tion in die Planung ist jedem Bauern in der Deutschen De­
mokratischen Republik die Abnahme der Produkte zu ein­
heitlichen, vom Staat festgesetzten Preisen garantiert. 
Durch den "freien Aufkaufu seit 1948 und den "Bauern­
markt" war auch der materielle Anreiz gegeben, die land­
wirtschaftlichen Erträge zu steigern und restlos abzulie­
fern. Die Volkseigenen Erfassungs- und Aufkauf-Betriebe, 
Ausdruck des Handelsbündnisses zwischen Arbeitern und 
Bauern, unterhalten ein dichtes Netz von Annahmestellen. 
Den Bauern ist es dadurch möglich, ihre Produkte der 
Gesellschaft unmittelbar zur Verfügung zu stellen. 

Die Bauern in der Deutschen Demokratischen Republil< 
sind nicht den Absatzkrisen ausgesetzt wie in Westdeutsch­
land. Dort müssen die Bauern um den Verkauf ihrer Er­
zeugnisse zu günstigsten Preisen ringen. niese Absatzkri­
sen, die steigenden Betriebs- und Lebenshaltungskosten 
sowie die zunehmende Verschuldung und Abhängigkeit 
vom Landhandel und den Kreditinstituten hat nach dem 
Eingeständnis des damaligen Ministers Lübke vom 21. Fe­
bruar 1957 dazu geführt, daß in der Zeit von 1950 bis 1955 
etwa 104000 bäuerliche Betriebe vernichtet wurden. Bis 
1958 ist die Zahl der eingegangenen Betriebe unter 10 ha 
bereits auf 191300 gestiegen. 

Hochmechanisierte landwirtschaftliche Betriebe sind im­
mer von der Industrie abhängig, die Traktoren, Kombines 
sowie andere landwirtschaftliche Maschinen und Geräte, 
Treibstoffe, Kunstdünger und Schäd.1ingsbekämpfungs­
mittel produziert. Deshalb ist der ständige Aufschwung 
einer sozialistischen Landwirtschaft nur dann gewährlei­
stet, wenn eine leistungsfähige Industrie vorhanden ist. 
Das Bündnis der Arbeiter mit den Bauern findet auch , 
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dann seine VerWirklichung, daß in ständig erweitertem 
Umfange Industriearbeiter mit Bauern gemeinsam an der 
weiteren technischen Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Maschinen und Geräte arbeiten und selbst in der Land­
wirtschaft wirken. Zugleich hängt aber die Entwicklung 
der Industrie und der übrigen Zweige der Volkswirtschaft 
von der ununterbrochenen und raschen Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktion ab. nie Herstellung von 
Industriewaren läßt sich nur dann erweitern, wenn immer 
mehr landwirtschaftliche Rohstoffe für die Leicht- und 
Nahrungsmittelindustrie zur Verfügung stehen. Das so­
zialistische System der Landwirtschaft, die moderne Groß­
flächenwirtschaft, bietet die Gewähr, daß die Arbeitspro­
duktivität in der Landwirtschaft ständig steigt und ihr 
Anteil an der Warenproduktion zunimmt. 

1950 gaben 514 Maschinenausleihstationen den Einzel­
bauern, insbesondere den Neubauern, Unterstützung und 
Hilfe, um die noch fehlenden Maschinen und Zugkräfte 
bei der Bodenbearbeitung und der Ernte zu ersetzen. Un­
ter anderem standen im Jahre 1950 den Maschinenausleih­
stationen 10834 Tra,ktoren und 675 Lastwagen, von 
denen ein Teil in brüderlicher Hilfe von der Sowjetunion 
geliefert war, zur Verfügung. Durch die Hilfe der Maschi­
nena.usleihstationen gelang es den werktätigen Bauern, 
berelts 1951 ihre Erträge über den Plan hinaus zu steigern. 
Auch in der Vieh wirtschaft wurde der Friedensstand über­
schritten. Der Viehbestand des Jahres 1951 überstieg je 
Hektar, in Großvieheinheiten gerechnet, den des Jahres 
1936 um 9 %. 

Die Liquidierung der Kleinbauern - der westdeutsche Weg 
zur Großflächenwirtschajt 

Der "Grüne Bericht 1959" zeigt den Weg, den die Land­
wirtschaft Westdeutschlands beschreitet, um zur Groß­
flächenwirtschaft überzugehen. Aus den offiziellen Anga­
ben dieses Berichtes ergibt sich, daß in der Größenklasse 
bis 10 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche 191300 Betriebe 
mit 607 900 ha verschwunden sind, die Zahl der Groß­
bauern betriebe bis 100 ha aber erheblich größer geworden 
ist. So stieg die Anzahl der Wirtschaften von 20-50 ha von 
1951 bis 1958 um 5300 mit 155400 ha und der Betriebe von 
50-100 ha um 700 mit 43500 ha. Allerdings geht der 
Strukturwandel nach den Ansichten der Bonner Agrar­
politiker noch zu langsam vor sich. 

Die Familienbetriebe versuchen mit Hilfe von Krediten, 
die zur Mechanisierung verwendet werden, der Konkur­
renz zu widerstehen. Die Verschuldung der westdeutschen 
Landwirtschaft ist unter der Adenauer-Regierung von 
3,7 Milliarden Mark auf 9,2 Milliarden im Jahre 1957 ge-
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stiegen. Auch die sogenannten Arbeiterbauern, die für ihre 
Bodengebundenheit ihre körperliche Schaffenskraft völlig 
verausgaben, wirkeI?- der Flächenkonzentration entgegen. 

De~ übergang zur kapitalistischen Großproduktion wird 
- wenn überhaupt möglich - ein sehr qualvoller für den 
westdeutschen Bauern sein. Zwischen 1953 und 1959 star­
ben jährlich 22 000, von 1957 zu 1958 bereits 30 900 Bauern­
wirtschaften. Die westlichen Agrarpolitiker machen kein 
Geheimnis daraus, daß in Westdeutschland noch eine Mil­
lion werktätiger Bauern "zu viel" sind und eine "Umset­
zung-in eine andere Erwerbstätigkeit", wie vom "Handels­
blatt" in Düsseldorf vorsichtig umschrieben, erfolgen muß. 
Die "andere Erwerbstätigke1t" ist aber angesichts der 
wachsenden Kohlenkrise und der sich daraus ergebenden 
Folgen ebensowenig eine Perspektive wie der "Grüne 
P lan". 

Die sozialistische Umgestaltung der Landwirtschaft in der 
Deutschen Demokratischen Republik 

Auch in der Deutschen Demokratischen Republik ist der 
übergang zur landwirtschaftlichen Großproduktion not­
wendig. Wenn auch die werktätigen Einzelbauern in den 
J ahren seit der Gründung der Republik wesentlich dazu 
beitrugen, die Ernährungsgrundlage unseres Volkes zu si­
chern, so' können sie doch den fortschreitenden Anforde­
rungen nicht mehr genügen. Die landwirtschaftlichen Er­
träge können nur noch gesteigert werden, wenn moderne 
Technik und wissenschaftliche Erkenntnisse überall An­
wendung finden. Das ist aber unter den Produktionsver­
hältnissen, wie sie in den ersten Jahren der Republik auf 
dem Lande bestanden, nicht möglich. Die objektive Not­
wendigkeit, die zurückgebliebenen Produktionsverhält­
nisse (individuell wirtschaftende Kleinbetriebe) dem Stand 
der Produktivkräfte (vor allem der Maschinen-Traktoren­
Stationen mit ihrem modernen Maschinenpark) anzupas­
sen, war in den Jahren 1951 und 1952 bereits gegeben. 

Allerdings hat eine solche Veränderung nicht die Ver­
nichtung der Existenz der Bauern zur Folge, wie in West­
deutschland. In der Deutschen Demokratischen Republik 
bleiben die Bauern, auch wenn sie ihre einzelbäuerliche 
Wirtschaftsweise aufgegeben haben, in ihrem Beruf. Sie 
bleiben Eigentümer von Grund und Boden, Haus und Hof 
und haben das Recht, über alle Fragen des gemeinsamen 
Eigentums und des genossenschaftlichen Wirtscbaftens 
gleichberechtigt mit den anderen Mitgliedern der Land­
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften zu entschei­
den ..... 

Die Genossenschaftsbauern nutzen alle Vorteile einer 
intensiven landwirtschaftlichen Großproduktion. Die mo­
derne Technik und die neuesten Erkenntnisse der Agrar-
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wissenschaft stehen ihnen zur Verfügung. Sie kennen keine 
Abhängigkeitsverhältnisse von Großgrundbesitz, Landhan­
del usw. Im Sozialismus haben somit alle Bauern eine ge­
sicherte Existenz und eine Perspektive, die eine ständige 
Steigerung des Wohlstandes ermöglicht. 

Bereits in den ersten Nachkriegsjahren hatten sich zahl­
reiche Formen der Gemeinschaftsarbeit entwickelt: Drusch­
gemeinschaften, Viehzuchtgemeinschaften usw. Die gegen­
seitige Bauernhilfe wirkte bedeutend stärker als unter 
kapitalistischen Verhältnissen. Jedoch konnte mit diesen 
Arbeitsgeme!nschaften nicht der Widerspruch zwischen der 
modernen Technik und der einzel bäuerlichen Betriebs­
form gelöst werden. Das ist nur durch die sozialistische 
Großproduktion, durch den freiwilligen Zusammenschluß 
der Bauern in der Landwirtschaftlichen Produktionsgenos­
senschaft möglich. 

Bereits 1951 gingen in einigen Dörlern Bauern zur ge­
meinsamen Bodenbearbeitung über und bildeten 1952 die 
ersten Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften. 
Die Erkenntnis, die Technik mit Hilfe der Maschinen­
T raktoren-Stationen zu meistern, gewann immer größeren 
Raum. Bis zum Jahre 1953 bildeten sich bereits 5389 Land­
wirtschaftliche Produktionsgenossenschaften. Diese Zahl 
hat sich in diesem Jahr bisher auf über 9500 mit 398000 
Mitgliedern erhöht, die über 2,6 Millionen Hektar bear-
beiten. . 

Die Entwicklung seit 1957 zeigt, daß einige bisher noch 
schwach entwickelte Landwirtschaftliche Produktionsge­
nossenschaften den raschen Aufbau des Sozialismus auf 
dem Lande nicht aufhalten können, zeigt, daß die Bewußt­
seinsbildung auch auf dem Lande rasche Fortschritte 
macht. Die Konzeption Viewegs und Oelßners, nach der es 
zur Auflösung von Genossenschaften kommen sollte, ist 
durch praktische Beispiele gründlich widerlegt worden. 

Unmittelbar nach der Gründung der ersten Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaft in der Deutschen 
Demokratischen Republik erklärte die Christlich-Demokra­
tische Union: "Der freiwillige Zusammenschluß in Land­
wilt5chaftlichen Produ}dionsgenossenschaften ist ein bedeu~ 
tender Schritt vorwärts auf dem Wege des gesellschaft­
lichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Aufstiegs, 
der die jahrhundertealte Rückständigkeit des Dorfes be­
seitigt und unseren werktätigen Bäuerinnen und Bauern 
sowie unseren Landarbeitern die Möglichkeit für neue grö­
ßere ·Erfolg'"e, für ein Leben in Glück und Wohlstand er­
schließt. Die Christlich-Demokratische Union wird daher 
die' Bilduhg und die Tätigkeit der Landwirtschaftlich-en 
Produktionsgenossenschaften tatkräftig unterstützen. Sie 
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ruft alle ihre werktätigen Bauern und Landarbeiter auf, 
am Aufbau des Sozialismus in der Landwirtschaft vorbild­
lich mitzuwirken." Auch in den vom 6. Parteitag im Jahre 
1952 verabschiedeten Agrarpolitischen Leitsätzen der 
Chri&tlich-Demokratischen Union wird die Bedeutung der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften unter­
strichen. 

Zahlreiche Unionsfreunde aus der Landwirtschaft haben 
wesentlich dazu beigetragen, die neuen sozialistischen Pro­
duktionsverhältnisse auf dem Lande zu schaffen. Zwischen 
dem 6. und dem 8. Parteitag der CDU konnten von der 

. Parteileitung mit Unterstützung zahlreicher Genossen-
schafts- und Einzelbauern, Agrarwissenschaftler, Tier­
ärzte und landwirtschaftlicher Fachleute unserer Partei 
141 Verbesserungsvorschläge der Regierung übergeben 
werden, die größtenteils verwirklicht wurden. Im Rahmen 
des Wettbewerbs zu Ehren des 9. Parteitages 1958 sind 
2953 Unionsfreunde Landwirtschaftlichen Produktionsge­
nossenschaften beigetreten. Von ihnen sind 151 als Vor­
sitzende ihrer LPG tätig. Zu diesen Erfolgen hat nicht zu­
letzt beigetragen, daß sich viele unserer Partei angehörende 
Genossenschaftsbauern in starkem Maße in ihrer Orts­
gruppe, aber auch im Rahmen der Nationalen Front und 
der Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe dafür ein­
gesetzt haben, die Einzelbauern für die genossenschaftliche 
Großproduktion zu gewinnen. Zu Ehren des zehnten Jah­
restages der Republik wenden sich immer mehr Mitglieder 
der Chlistlich-Demokratischen Union dem Neuen auf dem 
Lande zu. Sie tragen dazu bei, das gesamte Leben auf dem 
Dorfe zu verändern, wie es die vielen tausend Angehöri­
gen der Christlich-Demokratischen Union taten, als sie 
zwischen dem 8. und dem 9. Parteitag 2413547 freiwillige 
Arbeitsstunden in der Landwirtschaft leisteten. 

Eine entscheidende Hilfe bei der sozialistischen Umge­
staltung der Landwirtschaft sowie der Stärkung und Fe­
stigung der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften leisten die durch staatliche Mittel aufgebauten 
Maschinen-Traktoren-Stationen. Ihre Ausrüstung mit den 
modernsten Großmaschinen ist der entscheidende Hebel 
zur planmäßigen (proportionalen) Entwicklung der Land­
wirtschaft. Für diese Zwecke werden jährlich finanzielle 
Mittel - 1957 waren es 4,75 Milliarden DM - vom Staats­
haushalt zur Verfügung gestellt. 1950 pflügten die Ma­
schinen-Traktoren-Stationen 2,2 Millionen ha, 1958 bereits 
22,1 Millionen ha. 

Die pflanzliche und tierische Produktion konnte mit 
Hilfe aller Maßnahmen. die der Landwirtschaft zugute ka­
men, seit Gründung der Republik außerordentlidl gestei­
gert werden. Bei Getreide erzielte die Landwirtschaft im 

24 

Jahre 1958 mit 25,2 dz den bisher höchsten Ertrag. Das tie­
rische Aufkommen stieg von 1951 bis 1958 ber Rindern und 
Kälbern um 68 %. bei Schweinen um 219 % und bei Milch 
um 144 %. Allerdings zeigt sich immer deutlicher die über­
legenheit der genossenschaftlichen Großproduktion. Der 
Zuwachs der Bruttoproduktion der bäuerlichen Einzelbe­
triebe lag 1958 mit 2,2 % weit unter dem der Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften mit 31,8 %. Auch 
die Milchleistung je Kuh war im Durchschnitt um 71 kg 
hö):1er als bei den einzel bäuerlichen Wirtschaften. 

Die Lösung der ökonomischen Hauptaufgabe erfordert 
auch von unseren Bauern große Anstrengungen. Im Sie­
benjahrplan zur Entwicklung der Landwirtschaft ist das 
Ziel gesteckt, bis 1965 die Bevölkerung in der Republik 
bei steigendem Verbrauch aus eigenem Aufkommen mit 
Fleisch, Milch, Butter, tierischen Fetten und Eiern zu ver­
sorgen. Die Erreichung dieses Zieles wird im wesentlichen 
davon abhängen, wie es gelingt, die sozialistischen Pro­
duktionsverhältnisse auf dem Lande zu festigen und zu 
erweitern und in welchem Maße dazu neben der gesamten 
Bevölkerung auch die werktätigen Einzelbauern beitragen. 

4. Handwerk, Handel und Verkehr im Dienste des sozia­
listischen Aufbaus 

Das Handwerk in der (Jbergangsperiode vom Kapitalismus 
zum SoziaZismus 

Arbeiter und Handwerker wurden früher gleichennaßen 
von den Auswirkungen kapitalistischer Wirtschaftskrisen 
betroffen. Auch die kleinen Handwerker unterlagen als 
einfache Warenproduzenten der Ausbeutung und Unter­
drückung durch den Monopolkapitalismus und waren in 
ihrer Existenz bedroht. Erst der Staat der Arbeiter und 
Bauern ermöglichte ihnen, den natürlichen Verbündeten 
der Arbeiterklasse, eine ungehinderte, sorgenfreie Ent­
wicklung. 

Seit der Gründung der Deutschen Demokratischen Re­
publik genießen die Handwerker das Vertrauen und den 
Schutz des Staates. In der Regierungserklärung des Mini­
sterpräsidenten Otto Grotewohl vom 12. Oktober 1949 hieß 
es: "Die Regierung wird der Entwicklung des Hand­
werks ... ihre Aufmerksamkeit zuwenden. Auch ... im 
Handwerk sieht die Regierung einen wichtigen Faktor un­
serer Gesamtwirtschaft, dessen Existenzgrundlagen zu si­
ehern sind." 

Den Worten des Ministerpräsidenten folgten auch bald 
die Taten. Am 9. August 1950 wurde von der Provisori­
schen Volkskammer das Gesetz zur Förderung des Hand­
werks beschlossen, dem eine Anzahl weiterer gesetzlicher 
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Bestimmungen folgten, wie Einführung der Regellelstungs­
preise und der Normativsteuer. Mit diesen Maßnahmen 
konnte das Handwerk einen außerordentlichen Aufschwung 
nehmen. Seine Leistungen stiegen in den ersten fünf Jah­
ren des Bestehens der DDR auf 172 %. An der Ausnutzung 
örtlicher Reserven und der Produktion von Massenbedarfs­
artikeln hatte das Handwerk hervorragenden AnteiL Mit 
großer Einsatzbereitschaft wurden die in den Volkswirt­
schaftsplänen gestellten Aufgaben erfüllt, zumal höhere 
Leistungen des Haridwerksmeisters nach dem Steuer gesetz 
keine größeren Abgaben nach sich zogen. Auch die Tätig­
keit der mithelfenden Familienmitglieder im Betrieb 
brachte I..:eine steuerlichen Nachteile. Die Sozialversiche­
rung und Altersversorgung der Handwerker war von An­
fang an in ähnlich großzügiger Weise wie bei den Arbei- ' 
tern geregel t. 

Alle; diese Förderungsmaßnahmen brachten den Hand­
werkern in Verbindung mit der Steigerung ihrer eigenen 
Leistungen erhebliche persönliche Vorteile. Der Vermö­
genszuwachs zwischen 1950 bis 1955 betrug bei den Allein­
meistern 137,8 %. Bei den Meistern mit mehr als 3 Be­
schäftigten stieg das steuerlich zu erfassende Vermögen 
sogar auf knapp 164 %. In den größeren Handwerksbe­
trieben wurde auch ein stärkerer Zugang von Beschäftig­
ten festgestellt. Bei Inhabern solcher größeren Betriebe, 
zeigte sich die Tendenz, ihr Einkommen auf der Basis der 
Lohnarbeit zu erhöhen und zu kapitalistischen Ausbeutern 
zu werden. Andererseits waren einige Gruppen von Dorf­
handwerkern und reine Reparaturbetriebe hinter der all­
gemeinen Entwicklung zurückgeblieben. 

Von der Christlich-Demokratischen Union, in deren Rei­
hen sich Tausende von Handwerkern befinden, wurden 
zur weiteren Entwicklung des Handwerks den zuständigen 
Fachministerien eine Reihe von Vorschlägen unterbreitet. 
Es sollte danach eine Bereinigung des Handwerks und eine 
Neuregelung der Handwerksbesteuerung vorgenommen 
werden. Auch zur Preisgestaltung im Handwerk wurden 
Anregungen gegeben, wie auch zur praktischen Durchfüh­
rung der zu treffenden Maßnahmen. Bei a11 diesen Vor­
schlägen wurden die Wünsche der Handwerksmeister und 
ihre HinweiGe berücksichtigt. Die Handwerksmeister hat­
ten erkannt, daß ihren günstigen Einkommensverhältnis­
sen auch entsprechende Leistungen gegenüberstehen müs­
sen. Die Arbeitsproduktivität, aber auch das Interesse an 
Arbeiten der Werterhaltung soll durch die Neuregelungen 
gesteigert werden. 

Trotzdem ist eine wesentliche Erhöhung der handwerk­
lichen Produktion im Rahmen der Kleinbetriebe nicht 
mehr möglich. Fortschrittliche Handwerksmeister und Ge-
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sellen erkannten schon vor Jahren, daß sie größere Lei­
stungen vollbringen können und besser an der sozialisti­
schen Entwicklung teilhaben, wenn sie sich zu Produk­
tionsgenossenschaften zusammenschließen. Nur in größe­
ren Betrieben können Maschinen nach dem neuesten Stand 
der Technik ausgelastet werden. Das Interesse der Beschäf­
tigten am Einsatz ihrer ganzen schöpferischen Kraft für 
die qualitative und quantitative Ausweitung der Produk­
tion kann nur in einer sozialistischen Genossenschaft ge­
weckt werden. Sind doch alle Mitglieder der Genossen­
schaft u~mittelbar am Ge:winn beteiligt, indem ihnen ne­
ben ihren laufenden leistungsmäßigen Anteilen eine Netto­
gewinnausschüttung zufließt. Die soziale und kulturelle 
Betreuu1\g ist außerdem viel leichter möglich als im Einzel­
handwerksbetrieb. 

In nicht wenigen kapitalistischen Staaten gibt es schon 
längst keine echten Handwerksbetriebe mehr, weil sie sich 
im Konkurrenzkampf mit den kapitalistischen Großbetrie­
ben nicht halten konnten. Das Preisdiktat der Monopole 
zwingt die Handwerker, immer höhere Rohstoffpreise zu 
zahlen, und mindert damit ihr Einkommen. Die hohen 
Zinssätze für Kredite - im allgemeinen 10 % - sind für 
den westdeutschen Handwerker meist unerschwinglich. In 
den Westzonen wurden unter dem Adenauer-Regime über 
150000 Handwerksbetriebe ruiniert. Aus Württemberg 
wurde zum Beispiel berichtet, daß in drei Großbetrieben 
mit zusammen 7000 Beschäftigten 600 ehemalige Hand­
werksmeister arbeiten, darunter 112 Tischler, 94 Bäcker, 
43 Fleischer und 30 Friseure. Nur in einem Staat der Ar­
beiter unq. Bauern, dessen Politik auf dem Bündnis beson­
ders mit den einfachen Warenproduzenten beruht, wird 
dem Handwerker eine gesicherte Persp.ektive geboten. 

Im August 1955 beschloß die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik die Verordnung über die Pro­
duktionsgenossenschaften des Handwerks und gab den 
Handwerkern damit die Möglichkeit, durch freiwilligen 
Zusammenschluß die Arbeitsproduktivität erheblich zu 
steigern. Besonders im Bauhandwerk mußte mit der um­
ständlichen Handwerkelei der vielen kleinen Betriebe auf­
gehört werden, um vor allem den Wohnungsbau voranzu­
treiben. Die Berliner Produktionsgenossenscnaften des Bau­
handwerks vollbrachten zum Beispiel 1957 eine um 63 % 
höhere Stundenleistung als die Einzelhandwerker. Im 
Tischlerhandwerk betrug 'die Pro-Kopf-Leistung der Ge­
nossenschaftsmitglieder in einem halben Jahr 1650 DM, 
beim Einzelhandwerker konnten nur 1030 DM geschafft 
werden. 

Bei der Gründung von Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks gingen viele Mitglieder der Christlich-Demo­
kratischen Union beispielgebend voran, setzten sich gegen 
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rückständige Ansichten oft unter persönlichen Anfeindun­
gen durch und wurden in zahlreichen Fällen durch das 
Vertrauen der Genossenschaftsmitglieder zu Vorsitzenden 
gewählt. In einigen Kreisen gingen leitende Mitarbeiter 
der Einkaufs- und Liefergenossenschaften beispielgebend 
voran und trugen zur Umwandlung solcher Genossen­
schaften in' Produktionsgenossenschaften des Handwerks 
bei. 

Seit 1955 stieg die Zahl der Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks von 85 Genossenschaften auf 2107 im Jahre 
1958 mit 61567 Mitgliedern. Nach dem Halbjahresbericht 
über die Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes 1959 gab es 
am Ende des 1. Halbjahres 2898 Produktionsgenossenschaf­
ten des Handwerks. Genauso wie das Neue auf dem Lande 
vom Staat gefördert wird, so wird auch die Veränderung 
der Produktionsverhältnisse im Handwerk, die sozialistische 
Umwandlung der rückständigen kleinen Warenwirtschaft 
auf der Basis genossenschaftlichen Zusammenschlusses un­
terstützt. Den Genossenschaften und ihren Mitgliedern 
wurden steuerliche Erleichterungen gewährt und Kredite 

. zum Ausbau ihrer Produktionsstätten ausgereicht. Durch 
die Umsatzsteuerbefreiung eingesparte Beträge müssen 
dem Akkumulationsfonds zugeführt werden und erhöhen 
so das Betriebsvermögen der Genossenschaft. Damit stei· 
gen die Leistungen der sozialistischen Handwerksbetriebe 
im Interesse der Gesellschaft. aber auch zum Vorteil der 
Genossenschaftsmitglieder. 

Insgesamt hat das Handwerk mit einer Bruttoproduktion 
von 6,7 Milliarden DM im Jahre 1958 im Vergleich zu 
3,5 Milliarden DM im Jahre 1950 (ohne Berücksichtigung 
des Bauhandwerkes) seinen Teil zur Erfüllung der Volks­
wirtschaftspläne beigetragen und damit geholfen. die Le­
benslage der Bürger der Deutschen Demokratischen Repu­
blik zu verbessern. Der weitere Zusammenschluß zu Ge­
nossenschaften wird es allen Handwerkern noch besser er­
möglichen. zur Erfüllung der ökonomischen Hauptaufgabe 
beizutragen. Das sollte der Dank sein für die Hilfe, die der 
Arbeiter-und-Bauern-Staat dem Handwerker bisher ge­
währt hat. 

Der Handel - das Bindeglied zwischen Fertigung 
und VerbTawch 

Der Austausch aller in der Produktion geschaffenen ma­
teriellen Güter vollzieht sich in der heutigen Gesellschaft 
vorwiegend über den Handel. Von ihm wird die Verbin­
dung zwischen Produktion und Konsumtion hergestellt. Der 
Handel ist deshalb ein wichtiges Glied der Volkswirtschaft. 

Der kapitalistische Handel hat allerdings nicht die Haupt­
aufgabe, die bessere Versorgung der Bevölkerung zu ge-
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wahrleiSten Wle dies unter sozialistischen Produktions­
verhältniss~n notwendig ist, sondern er trägt dazu bei. den 
durch die Arbeiter geschaffenen Profit zu realisieren. Un­
ter den Bedingungen der übergangsperiode lassen sich mit 
Hilfe des kapitalistischen Handels Spekulationen vorneh­
men und Störungen hervorrufen. die den planmäßigen 
Wirtschaftsaufbau beeinträchtigen. Dies trifft vor allem 
auf den Großhandel zu. 

Deshalb war es notwendig, den Binnenhandel der Struk­
tur der Produktion anzupassen. Die Bevölkerung mußte 
frei von Spekulation. und Schiebertum versorgt werden. 
Eine solche Aufgabe konnte nur ein sozialistischer Handel 
erfüllen, der nicht den Gesetzen der kapitalistischen Pro­
duktionsweise unterworfen ist. Das Bündnis zwischen Ar­
beiter und Bauern sollte auch durch die Handelsbeziehun­
gen zwischen 'Stadt und Land. zwischen Industrie und 
Landwirtschaft. gefestigt werden. 

Der Großhandel hatte in den ersten Jahren des Be­
stehens der Republik vor allem die Aufgabe, die Zirkula­
tion von Produktionsmitteln zu gewährleisten. Diese Funk­
tion wurde vornehmlich von den Deutschen Handelszentra­
lep ausgeübt. Seit Gründung der Volkseigenen Großhan­
delskontore wurde von diesen auch die Lagerung, das Sor­
timen tieren und Umpacken von Konsumgütern vorge­
nommen. 

Seit 1959 werden in den Bezirken in zunehmendem Maße 
die bisherigen Funktionen des privaten, staatlichen und ge­
nossenschaftlichen Großhandels von neugebildeten Groß­
handelsgesellschaften ausgeübt. Diese werden unter ande­
rem eine rationelle Ausnutzung des Transport- und Lager­
raumes sowie der Arbeitskräfte, also ein besseres Handeln 
ermöglichen. Die privaten Großhändler können eine ihren 
Fähigkeiten und ihrem Bewußtseinsstand angemessene Tä­
tigkeit in dieser neuen Gesellschaft ausüben. 

Daneben bestehen noch eine Reihe anderer Organisatio­
nen. die Großhandelsfunktionen verrichten. Die Volkseige­
nen Erfassungs- und Aufkaufbetriebe sind die wichtigsten 
Organe im Beschaffungshandel und stellen zusammen mit 
den Bäuerlichen Handelsgenossenschaften (BHG) die Be­
ziehungen zwischen Industrie und Landwirtschaft her. 

Privater und sozialistischer Einzelhandel wirken 
Hand in Hand für die Bevölkerung 

Seit 1950 wurde planmäßig auch eine volkseigene Einzel­
handelsorganisation ausgebaut, die ihren Umsatz seit Grün­
dung verdreifachen konnte. Dem Spekulantentum war da­
mit ein für allemal der Boden entzogen. Aus "freien Lä­
den", die im wesentlichen nur Mangelware verteilten, 
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wurden Verkaufsstellen mit zahlreichen Spezialrichtungen 
und Warenhäuser mit holler Verkaufskultur. Die Handels­
organisation hat neben den Konsumgenossenschaften, die 
1958 für 11,7 Milliarden DM Waren verkauften ' (1955 nicht 
ganz 3 Milliarden), den größten Anteil am Binnenhandel. 
V?'elche Bedeutung die Regierung dem Handel beimißt, hat 
die in Leipzig durchgeführte Handelskonferenz gezeigt. Der 
stellvertretende Ministerpräsident Walter Ulbricht gab den 
Handelsfunktionären in seinen Ausführungen vor der Kon­
ferenz wichtige Hinweise für die Entwicklung des Handels. 

Der private Einzelhandel konnte unabhängig von der 
Erweiterung des sozialistischen Handelsnetzes ebenfalls 
seine Umsätze steigern, und zwar zwischen 1950 und 1958 
von 9,1 Milliarden auf 10,3 Milliarden DM. Bei Industrie­
waren betrug die Erhöhung fast 19 %. Die von Jahr zu 
Jahr größere Warenbereitstellung, die erhöhte Kaufkraft 
der Bevölkerung und, das einheitliche Preisgefüge wirkten 
sich positiv auch im privaten Handel aus. 

Die überwiegende Masse der Umsätze im pIivatwlrt­
schaftlichen Bereich wurde von den kleinen Betrieben der 
einfachen Warenwirtschaft getätigt, deren Existenz in der 
Deutschen Demokratischen Republik ohne Bedrohung 
durch Warenhäuser und Filialkonzerne gesichert ist. In 
Westdeutschland büßen die kleinen Einzelhändler nach 
und nach ihre Daseinsberechtigung ein. Sie geraten unter 
die Botmäßigkeit von Großhändlern in Form der soge­
nannten Handelsketten oder unterliegen der Konkurrenz. 
Nach der Düsseldorfer Zeitung "Fortschritt" vom 29. Au­
gust 1957 lasteten bereits damals über 6 Milliarden Mark 
Schulden auf den Warenlagern des Einzelhandels. 

Im Gegensatz dazu ist dem privaten Einzelhändler in 
der Deutschen Demokratischen Republik durchaus seine 
Existenz gewährleistet. Es wurden Möglichkeiten gefun­
den, mit denen die Einzelhändler ihre Kenntnisse und 
Erfahrungen noch besser verwerten können. Ohne weitere 
finanzielle Belastung können sie zur bedarfsgerechten 
Versorgung der Bevölkerung beitragen, indem sie Kom­
missionsverträge abschJießen. Auf Vorschlag der 3. Partei­
konferenz der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
ww'den 1956 erstmals solche Verträge zwischen privaten 
Einzelhändlern und staatlichem Großhandel eingegangen. 
Später wurden auch das Gaststättengewerbe und als 
Großhandelspartner die Konsumgenossenschaften einbe­
zogen, Bei Aufrechterhaltung der Selbständigkeit der Ein­
zelhändler wurden sozialistische Wirtschaftsprinzipien 
dw'chgesetzt. Der Staaf gewährte auch in diesem Fall den 
Angehörigen des Mittelstandes Erleichterungen durch 
steuerliche Vergünstigungen. Das Einkommen stieg durch 
größe.re Umsätze. Die Buchführungsarbeiten verringerten 
sich. 
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Rasch nahm das Interesse an dieser neuen Form zu' 
bis Ende 1958 waren 9141 Verträge unterzeichnet in der: 
letzten Monaten weitere 2 800. Die Kommissio~händler 
steigerten ihre Verkäufe vom I. zum IV. Quartal 1958 von 
107,6 Millionen DM auf 355,5 Millionen DM (einschließlich 
Gastwirtschaften). Seit 1959 werden die Kommissions­
verträge mit dem sozialistischen Einzelhandel abgeschlos­
sen, vor allem um das Handelsnetz auch mit Hilfe der 
privaten Einzelhändler besser auszubauen und zu spe-
zialisieren. . 

. Die im Arbeitskreis Handel der Parteileitung der Christ­
lich-Demokratischen Union mitwirkenden Einzelhändler 
haben sich ständig bemüht, mit konkreten Vorschlägen in 
Fragen des Einzelhandels wirtschaftsfördernd zu wirken. 
Solche Hinweise fanden ihren Niederschlag in den steuer­
lichen Bestimmungen, wie zum Beispiel die Anerkennung 
'individueller Werbungskosten, die Umsatzsteuerbefreiunt{ 
für eine Reihe von Lebensmitteln mit geringer Handels­
spanne u. a. Auch die Mitarbeit von Einzelhändlern in de.n 
Fachberatungsorganen der Großhandelskontore wurde 
verwirklicht. 

Beim Abschluß von Kommissionsverträgen gingen Mit­
glieder der Christlich-Demokratischen Union beispiel­
gebend voran. Einer der ersten Verträge wurde mit dem 
Volkskammerabgeordneten Gorzynski abgeschlossen der 
inzwischen durch Aufnahme eines staatlichen Anteils' wie­
der einen neuen Weg der Einbeziehung des Mittelstandes 
in den Sozialismus beschritten hat. In einer Tagung des 
Arbeitskreises Handel wurde die Leipziger Handelskonfe­
renz ausgewertet, um die Mitglieder' sofort auf die neue, 
verbesserte Arbeit im Handel zu orientieren. Die festge­
legten Planaufgaben werden mit den getroffenen Maß­
nahmen besser erfilllt werden können. 

Der Außenhandel - friedlicher Mittler zwischen den 
Völkern 

Als Besonderheit für die deutsche Wirtschaft - nicht 
zuletzt auf Grund der geographischen Lage - gilt ein 
umfangreicher Außenhandel. Das trifft für clie Deutsche 
Demokratische Republik in noch stärkerem Maße zu. Mit 
dem Außenhandel wird die Rohstoffbasis unserer In­
dustrie erweitert und gesichert, zugleich aber die Lebens­
lage der Bevölkerung in zunehmendem Maße verbessert. 
Der sozialistische Außenhandel wird nicht mit kolonialen 
Ausbeut,ungsmethoden, wie zumeist von den kapitalisti­
schen Ländern, betrieben, sondern entwickelt sich mit dem 
Handelspartner zu gegenseitigem Vorteil und mit beider­
seitigem Nutzen, überwiegend mit den Ländern des So-
zialismus. . . 
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Der Warenaustausch des sozialistischen Lagers oeruht 
mehr und mehr auf den Vereinbarungen, die im Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe zwischen der UdSSR und den 
europäischen Volksdemokratien einschließlich der Deut­
schen Demokratischen Republik im Rahmen der inter­
nationalen sozialistischen Kooperation getroffen werden. 
Diese wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen verschie­
denen Nationen mit unterschiedlicher Bevölkenmgsstruk­
tur und differenzierter ökonomischer Entwicklung zeigt 
anschaulich, daß es möglich ist, im Frieden nicht gegen­
einander, sondern miteinander Wirtschaftlich zu erstarken. 
Aber auch der Wettbewerb mit den kapitalistischen 
Staaten auf dem Gebiet der WirtSchaft und um ein kul­
turvolles Leben des Volkes kann auf friedlichem Wege 
ausgetragen werden. Die überlegenheit des Sozialismus 
wird sich hi~.r in absehbarer Zeit beweisen. 

Das Ziel unserer Außenhandelspolitik ist es, den Frie­
den zu erhalten und zu festigen. Die Handelsbeziehungen 
auch gegenüber wirtschaftHch schwach entwickelten Län­
dern werden nicht dazu ausgenutzt, sich in die inneren 
Angelegenheiten der Handelspartner einzumischen, wie es 
die Vereinigten Staaten überall ~n der Welt praktizieren. 

Mit dem Erstarken unserer Wirtschaft weiteten sich un­
sere Handelsbeziehungen aus und legten der Welt gegen­
über Zeugnis ab von der Realität der Deutschen Demo­
kratischen Republik. Seit Bestehen der DDR befindet sich 
der gesamte Außenhandel in den Händen des Volkes. 
Drei Viertel des gesamten Außenhandelsumsatzes werden 
mit dem sozialistischen Weltmarkt getätigt, dessen Auf­
nahmefähigkeit im Gegensatz zum kapitalistischen Welt­
markt immer mehr zunimmt. Der Ge:mmtaußenhandels­
umsatz stieg seit der Gründung der Republik von knapp 
3,5 Milliarden Rubel auf 14,3 Milliarden Rubel. 1958 wa­
ren die sozialistischen Länder mit 10,5 Milliarden Rubel 
dru'an beteiligt, darunter ;vor allem die UdSSR, Volks­
polen und Volkschina. 

Die brüderliche Zusammenarbeit im sozialistischen La­
ger und die gegenseitige Hilfe - wie sie zum Beispiel 
durch die sowjetischen Erzlieferungen zum Ausdruck kam, 
als Westdeutschland seine Handelsverträge nicht erfüllte ­
machen alle Embargo-Bestimmungen der kapitalistischen 
Seite zunichte. Zu erkennen ist dies auch daran, daß viele 
kapitalistische Staaten mit der Deutschen Demokratischen 
Republik. Handelsbeziehungen angeknüpft und Verträge 
abgeschlossen haben. Sie erkennen damit unseren jungen 
Arbeiter-und-Bauern-Staat de facto an. Ende 1958 waren 
es weit über 100 Staaten außerhalb des sozialistischen 
Weltmarktes, die mit uns Handel betrieben und für 
2,1 Milliarden Rubel Umsätze tätigten. Seit 1954 ist unsere 
Handelsbilanz aktiv. Die Initiative unserer Werktätigen -
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denken wir nur an etie Steckenpferdbewegung! - hat dazu 
wesentlich beigetragen. 

Die Ausweitung des innerdeutschen Handels vor allem 
im !nteress~ der westdeutschen Bevölkerung' notwendig, 
schelterte blsher an der Haltung der Bonner Regierung. 
Nach amerikanischem Vorbild werden nach und nach 
eine Anzahl Kohlenzechen ihre Förderung einstellen, und 
Zehntausende von Familien werden in Not gestürzt. Eher 
wird die Produktion stillgelegt, als daß dle Monopolpreise 
gesenkt werden! Wie viele deutsche Kaufleute darüber 
denken, zeigt ihre Beteiligung an der Leipziger Messe. 
Das wird auch verdeutlicht durch ihre Stellungnahme zu 
den Problemen des innerdeutschen Handels und der Ein­
heit .l?eutschlands anläßlich vieler Aussprachen, auch beim 
tradItionellen Messegespräch der Christlich-Demokrati­
schen Union im Le1pziger Unions haus. 

Von Jahr zu Jahr wuchsen die Beteiligung und das In­
t~.resse. an der Leipziger Messe, deren Ausstellungsfläche 
slch selt 1950 verdoppelte. Die Zahl der Aussteller ist auf 
9 380 aus 49 Ländern im Frühjahr 1959 gestiegen. Viele 
kap.italistische Firmen bemühten sidJ. mit der Deutschen 
Demokratischen Republik. ins Geschäft zu kommen weil 
für sie - im Gegensatz zu den Ansichten mancher' west­
licher Politiker - die Zahlen der Siebenjahrpläne des 

.sozialistischen Lage rs eine Realität bedeuten die einzu­
kalh.ltlieren ist. Auch das ist ein Ausdruck der 'wachsenden 
ökonomischen und politischen Stärke der Deutschen De­
mokratischen Republik und des sozialistischen Weltlagers. 

Das Verkehrswesen trug zur Beschleunigung 
des EntWiCklungstempos bei 

. Al.~e . Handelsbeziehungen wären nutzlos, jeder Vertrag 
hinfällig, wenn es nicht gelänge, die Menschen zu den 
Produktionsstätten zu bringen, Rohstoffe und Fertigwaren 
zu transportieren. Die Steigerung der industriellen und 
landwirtschaftlichen Produktion in unserer Republik und 
die rege Handelstätigkeit erforderten auch eine entspre­
ch-ende Transportleistung. Bis zur Gründung der Deut­
schen D,emokratischen Republik waren die Kriegsschäden 
im Verkehrswesen zum größten Teil beseitigt. Seit 1950 
konnten di.e Gütertransportlelstungen mehr als verdoppelt 
werden. Dle Personenbeförd~rung stieg um melw als 50 %. 

Den größten Anteil daran hat die Deutsche Reichsbahn 
m it etwa vier Fünfteln. Die Eisenbahner der Deutschen 
Demokratischen Republik beteiligten sich durch Wettbe­
werbe, Verbesserungsvorschläge und Rationalisierungs­
maßnahmen an der Erhöhung des Güterumschlags und 
~er Verstärkung ~es Personenverkehrs. Die Zahl der täg­
lieh beladenen Guterwagen hat sich gegenüber 1949 ver­
doppelt, die Umlaufzeit um 14 % vermindert. 
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Auch der Kraftverkehr erhöhte seinen Anteil am Bin­
nenverkehr von Jahr zu Jahr, seit 'Bestehen der Republik 
im Gütertransport von 65,5 Millionen Tonnen auf 226,5 
Millionen Tormen. Daran war neben den volkseigenen 
Kraftverkehrsbetrieben und dem Werksverkehr auch das 
private Fuhrgewerbe mit rund einem Drütel beteiligt. 
Besonders in den ersten Jahren der Republik haben die 
Fuhrwerker mit ihren neu hergerichteten Fahrzeugen 
Großes geleistet. Allerdings wird der Güterkrafttransport 
in Zukunft mehr und mehr auf den Nahverkehr be­
schränkt werden. Es war deshalb an der Zeit, auch den 
Fuhrunternehmern eine Perspektive im Sozialismus zu 
weisen. Eine Anzahl von Fahrzeughaltern waren schon 
im Werks- oder öffentlichen Verkehr vertraglich an volks­
eigene Betriebe gebunden. Es wurde nun versucht, eine 
ähnliche Vertragsbindung zwischen dem Volksei.genen 
Kraftverkehr und den übrigen Fuhrunternehmern in 
Form von Kommissionsverträgen herzustellen. Von der 
Christlich-Demokratischen Union wurden dazu weiter­
gehende Vorschläge unterbreitet, die den Zusam.menschluß 
mehrerer Betriebe vorsehen. Eine diesbezügliche Regelung 
wurde noch nicht getroffen. 

Ähnlich sieht es in der privaten Schiffahrt aus. Die 
bisherigen Chart.erverträge müßten durch eine neue Form 
- ebenfalls durch Zusammenschluß von Schiffseignern­
genossenschaftlicher oder halbstaatlicher Reedereibetriebe 
ersetzt werden, weil damit der Initiative der Schiffer 
mehr Raum gegeben ist. Auch hierzu brachte die Christ­
lich-Demokratische Union geeignete Anregungen vor. Die 
Transportmenge der privaten Binnenschiffahrt betrug 1958 
·rund 6,8 Millionen Tonnen, die der volkseigenen stieg von 
2,7 auf 7,3 ,Millionen Tonnen. Eine günstige Entwicklung 
nahm auch die Seescltiffahrt. Anfang 1959 besaß die 1952 
gegründete "Deutsche Seereederei" 34 Schiffe mit einer 
Gesamttragfähigkeit von 150000 Tonnen. Ein Teil dieser 
volkseigenen Handelsflotte wurde aus dem Ausland ge­
kauft, wozu die Mittel der "Steckenpferd bewegung" dien­
ten. Die überwiegende Zahl der Schiffe wurde in den 
inzwischen ausgebauten Werften in Rostock, Warnemünde, 
Stralsund und Wismar gebaut. 

Die im MaL 1954 gegründete "Deutsche Lufthansa" hat 
neben dem Binnenflugverkehr" auch internationale Bedeu­
tung erlangt. Abkommen mit 19 ausländischen Luftver­
kehrsgesellschaften sichern den Anschluß !m das Weltluft­
verkehrsnetz. 200 000 Passagiere wurden 1958 befördert. 
Durch· die neugegründete Interftug-Gesellschaft und die 
in Dresden im Bau befindlichen Düsenpassagierflugzeuge 
wird die Fl'llgverbindung mit dem Ausland weiter ver­
bessert und das Ansehen der Deutschen Demokratischen 
Republik in all~r Welt erhöht werden. 
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Auch die Nachrid:ltenübennittlung - Hauptaufgabe der 
Deutschen Post - hat sich seit der Gründung der Deut­
schen Demokratischen Republik: vorwärts entwickelt. Unter 
der Leitung des Ministers für Post- und Fernmeldewesen, 
des Unionsfreundes Friedrich Burmeister, wurden zwi­
schen 1950 und 1958 über 2000 Postämter und -stellen 
neu eröffnet. Die Fernsprechanschlüsse wurden um 383000 
erweitert und der Schnellverkehr vervollkommnet. Der 
einheitliche Postzeitungsvertrieb gibt die Gewähr für einen 
rationellen Presseversand. Der Umsatz der Zeitungen und 
Zeitschriften stieg seit 1950 um die Hälfte, ein Zeichen 
der wachsenden Anteilnahme der Bürger unserer Repu­
blik am. politiSchen und kulturellen Geschehen. 

5. Wa$ende individuelle und gesellschaftliche Konsum­
tion - Beweis der Sorge um den Menschen i~ der 

Deutschen D.emokratischen Republik 

Alle Maßnahmen der Regierung zielten seit Gründung 
der Republik darauf ab, die Lebenslage der gesamten Be­
völkerung zu verbessern und damit die überlegenheit des 
Sozialismus über den Kapitalismus auch in Deutschland 
zu beweisen. Im Mittelpunkt der Entwickhmg des Ar­
beiter-und-Bauern-8taates steht der Mensch. 

Die Lohn- und PreispoZitik unserer Regieru.ng führt zur 
ständigen Steigerung des WohZstandes der Bevölkerung 

Die sozialistischen Produktionsverhältnisse haben in 
unserer Republik eine grundlegende Veränderung im Cha­
rakter der Arbeit herbeigeführt. Die Arbeiter in den 
volkseigenen Betrieben sind frei von der kapitalistischen 
Ausbeutung, und es bietet sich für sie erstmals die Mög­
lichkeit, für sich selbst zu arbeiten. Die Arbeitslosjgkeit, 
diese Geißel der Proletarier. im Kapitalismus, ist beseitigt. 
Di.e Planwirtschaft garantiert den zielstrebigen Ein!iatz 
der Arbeitskräfte und fördert deren Qualifikation. Damit 
hat die Republik verwirklicht, was in Artikel 15 ihrer 
Verfassung proklamiert ist: "Das Recht auf Arbeit wird 
verbürgt. Der staat sichert durch Wirtschaftslenkung jedem 
Bürger Ar.beit und Lebensunterhalt." Das Recht auf Ar­
beit ergab sich aus dem gesellschaftllichen Eigentum an 
Produktionsmitteln, das allen Bürgern gleichermaßen Zu­
gang zur Arbeit auf gesellschaftlicher Basis verschafft. 
Das Recht auf Arbeit besagt somit auch, daß jedem Werk­
tätigen in der Deutschen Demolcratischen Republik ent­
sprechend seinen Fähigkeiten Arbe1t gesichert ist. 

Die Verbesserung der Lebenshaltung hängt aber ab von 
der Erfülh.m.g der Wirtschaftspläne, das heißt von der 
Erhöhung der Produktion in Industrie und Landwirt­
schaft, insbesondere von der Steigerung der Arbel.ts-
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produktivität. Die von Frida Hockauf geprägten Worte 
Wie wir heute arbeiten, so werden wir morgen leben" 

haben sich unbestreitbar als richtig erwiesen. Diese Wech­
selWirkung ist keine Zukunftsmusik, sondern heute schon 
lebendige Wirklichkei.t. Jeder Werktätige in der Deutschen 
Demokratischen Republik kann sich selbst davon über­
zeugen welchen Nutzen er von der Erfüllung und über­
erfüll~g der im Plan festgelegten Aufgaben hat. Wäh­
rend in Westdeutschland die Arbeiter in den Betrieben 
der kapitalistischen Monopole zum Nutzen des Profits der 
Aktienbesitzer schuften, arbeiten bei uns in den Betrie­
'Qen, die dem Volke gehören, die Werktätigen für die Sache 
.ler gesamten Gesellschaft. Jeder Arbeiter, jeder Ange­
hörige der technischen Intelligenz ist unmittelbar interes­
siert an der Erhöhung der Arbeitsproduktivität, .an der 
Verbesserung der Qualität der Arbeit und an der Sen­
kung der Selbstkosten. Höhere Leistungen kommen ihm 
in Form des höheren Lohnes und. in Form von Prämien 
direkt zugute. Indirekt hat der Werktätige Anteil an 
allen gesellschaftlichen Eiru'ichtungen, die geschaffen 
wurden. 

Deshalb konnten sich auch die Aktivistenbewegung und 
der sozialistische Wettbewerb immer breiter entfalten. 
Nicht "Niederlage und Tod der einen, Sieg und Herrschaft 
der anderen" wie es das Prinzip der Konkurrenz besagt, 
sondern nach' sozialistischem Prinzip "Kameradschaftliche 
Hilfe der Fortgeschrittenen für die Zurückgebliebenen, um 
einen allgemeinen Aufschwung zu erzielen", ist die Lo­
sung. Auf Grund der eigenen Erfahrungen haben die 
Arbeiter erkannt, daß die Erhöhung der Arbeitsproduk­
tivItät nicht größere Anwendung von Muskelkraft be­
deutet sondern vor allem besseres Denken. Die Anwen­
dung 'der fortgeschrittensten Arbeitsmethoden ennögHcht 
es, die Arbeitsproduktivität bedeutend zu erhöhen, den 
Materialverbrauch und die Selbstkosten zu senken. Es hat 
sich erwiesen daß die Arbeiter ungeahnte schöpferische 
Kräfte entfalten, wenn sie in einer fortschrittlichen Ge­
sellschaftsordnung leben. Sie vollbringen wahrhaft geniale 
Taten in der Entwicklung der Techn ik und der Arbe.its­
organisation wenn die Betriebe Eigentum der Produ­
zenten sind: Durch die hervorragende Beteiligung der 
übergroßen Mehrheit der Bevölkerung am wirtschaftlichen 
Aufbau, durch die vorbildlichen Leistungen vieler Tausen­
der Neuerer und Aktivisten konnte das Angebot an Be­
darfsgütern vergrößert, konnten Ein- und Ausfuhr erhöht 
werden. 

Die Steigerung der Arbeitsproduktivität und die Sen­
kung der Selbstkosten ermöglichten es, daß in der Zeit 
von 1950 bis 1957 die Prel.se für Lebensmittel und Ge­
brauchsgüter siebzehnmal gesenkt werden konnten. 1958 
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wurden die Reste der Lebensmittelrationierung aufgeho­
ben und gleichzeitig eine umfassende Preisregulierung 
vorgenommen. Damit stiegen die Einkünfte und die Kauf­
kraft aller Bevölkerungsschichten beträchtlich. Aber auch 
de.r Nominallohn der Werktätigen erhöhte sich ständig. 
Im Jahre 1950 war eine durchschnittliche Lohnerhöhung 
um 8 % zu verzeichnen, wobei sich für 24 Wirtschafts­
zweige - zum Beispiel Kohle und Metallurgie - der 
Lohn bis zu 50 % erhöhte. Im Jahre 1952 erfolgten eine 
Lohne-rhöhung für qualifizierte Arbeiter in den wichtigsten 
I n dustriezweigen und die Verbesserung der Meister­
gehälter in den volkseigenen Betrieben. Auch die Ein­
künfrte der Wissenschaftler, I ngenieure und Techniker 
wurden verändert. Um ein den Grundsätzen des Lei­
stungslohnes entsprechendes Lohngefüge zu wahren, 
wurde im Dezember 1953 der Lohn für die Lohngruppen 
V-VIII ebenfalls erhöht. Die Einkünfte des medizini­
schen Personals vergrößerten sich um 42,5 Millionen 
DM. Die Gewerkschaften schlossen in der Privat­
industrie Tarifvereinbarungen ab, die diesen Arbeitern 
und Angestellten eine Lohnerhöhung von insgesamt 
183 Millionen DM brachten. Aber auch durch die Ab­
schaffung der Ortsklassen C und D im Jahre 1956 ergab 
sich eine generelle Lohnerhöhung, die vor allem der Land­
bevölkerung rugute kam. 

Die wichtigste ökonomische Grundlage für das Steigen 
des Reallohnes ist das ununterbrochene Wachstum der so­
zialistischen Produh.-tion, ist die Steigerung der Arbeits­
produktivität. Lohnerhöhungen sind somit kein Geschenk, 
sondern sind Ergebnisse der Erfolge der Werktätigen beim 
sozialistischen Aufbau. Unter sozi.ilistischen Bedingungen 
vollzieht sich im Einklang mit den Erfordernissen des 
ökonomischen Grundgesetzes eine ständige Erhöhung des 
Reallohns. Das führt zur Vergrößerung der kaufkräftigen 
Nachfrage der Bevölkerung und ergibt in Wechselwirkung 
wiederum einen ständigen Antrieb für die gesellschaft­
liclle Produktion. 

Am gleichen Tage, an dem der Mi.n.isterrat der Deut­
schen Demokratischen Republik weitere Lohn- und Ge­
haltserhöhungen für Berg- und Chemlearbeiter so~vie 
Lehrer beschloß, am 19. Februar 1959, registrierte man im 
Ruhrgebiet seit dem Februar des vergangenen Jahres 
3362 171 Feierschichten, die zu einer Lohneinbuße von 
70,9 MilLionen Mark führte.!L Die festgelegte Lohner­
höhung in der Deutschen Demokratischen Republik betrug 
250 Millionen DM. Dem schlossen sich bis zum 1. Mai 1959 
weitere Verbesserungen der Lebenslage der Beschäftigten 
in den Bereichen der Staatlichen Verwaltung, der Deut­
schen Post und des Gesundheitswesens an. Im April 1959 
w u rden ferner Lohnerhöhungen für 250000 Bauarbeiter 
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mit einem jährlichen zusätzlichen Lohnaufwand von 
90 Millionen DM beschlossen. Für 750 000 Beschäftigte in 
der Leichtindustrie und im Handel betrug der jährlidle 
zusätzliche Aufwand 275 Millionen DM. Für Angehörige 
des Gesundheits- und Soz.i.alwesens wurden ab 1. Juli 1959 
weitere 70 Millionen jährlich zur Verfügung gestellt. 

Diese Maßnahmen der Regierung unserer Repu blik be­
deuten, daß vom 1. Januar 1959 bis zum 1. Mai 1959 
2,3 Millionen Arbeiter und Angestellte Lohn- und Ge­
haltserhöhungen von insgesamt jährlich 940 Millionen DM 
erhielten. Für jeden dritten Arbeiter und Angestellten in 
der Deutschen Demokratischen Republik war dies eine 
effektive Erhöhung seines Einkommens und Lebensstan­
dards. Damit wurde den Beschlüssen des V. Parteitages 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands Rechnung 
getragen, denen zufolge ganz besonders der Anteil der 
Arbeiterklasse am Nationaleinkommen, ihren gesellschaft­
lichen Leistungen beim sozialistischen Aufbau entspre­
dlend, zunehmen muß. Die Kaufkraft der Bevölkerung 
hat seit Aufheblmg der Lebensmittelrationierung bis 
Juli 1959 um lmapp 5 Y2 Milliarden DM zugenommen. Eine 
solche Erhöhung des Realeinkommens in einer derart kurz 
bemessenen Zeit ist nur in einem sozialistischen Staat 
möglich. 

Damit wird aber auch immer deutlicher, daß das ge­
sellschaftliche System in W~tdeutschland der Arbeiter­
klasse eine solch vorteilhafte Entwickung nicht gewähr­
leisten kann. Im \Vestzonenstaat stiegen neben der Exi­
stenzunsicherheit durch Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit 
seit 1950 die Preise für Nahrungsmittel ständig, im Ver­
gleich zu 1950 beispielsweise für Brot um 170 %, für Rind­
fleisch um 150 %, für Butter um 127 %. Die Preise für 
Dienstleistungen blieben meist über denen in der Deut­
schen Demokratischen Republik; die Tarife und Gebühren 
für Wasser und Strom, für Nahverkehrsmittel und die 
Mieten sind ebenfalls höher. Für erne Wohnung von 55 qm 
sind im staatlichen Wohnungsbau der Deutschen Demo­
kratischen Republik 40 DM aufzuwenden, im freiflnan­
zierten Wohnungsbau Westdeutschlands 137 DM. 

Neben den höheren Löhnen und größtenteils niedrigeren 
Preisen müssen auch noch die direkten Zuwendungen an 
die Werktätigen der Deutschen Demokratischen Republik 
aus den Gewinnen der volkseigenen Betriebe in Betracht 
gezogen werden. Millionen Mark wurden nach dem Prinzip 
der materiellen Interessiertheit als Prämien ausge7..ahlt, 
für Wettbewerbe. Verbesserungsvorschläge, Materialein­
sparungen usw. 'Auch die Zuschüsse zum Werkküchen­
essen, für Urlaubsreisen, für Jubiläen sollen noch Erwäh­
nung finden. 
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All das stellt bereits einen gewaltigen Schritt" Zur Lö­
sung der ökonomischen Hauptaufgabe dar. Jene Stimmen 
in westlichen Blättern, die sich noch vor Jahren über die 
Wettbewerbs- und Aktivistenbewegung in der Deutschen 
Demokratischen Republik lustig machten, sind heute an­
gesichts unserer Erfolge verstummt. Sie zweifeln schon 
nicht mehr an der Realität der ökonomischen Hauptauf­
gabe und geben unumwunden zu, daß sich die höheren 
Produktionsleistungen unserer Arbeiter im wachsenden 
Lebensstandard unserer gesamten Bevölkerung wider­
spiegeln: 

Das Gesundheits- und Sozialwesen in der Deutschen 
Demokratischen Republik - Vorbild für ganz Deutschland 

Der V. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands erklärte erneut, daß. die Sorge um den Men­
sehen ein unumstößlicher Grundsatz der sozialistischen 
Gesellschaft ist und ihren Ausdruck findet in der steten 
Verbesserung des Gesundheitsschutzes, im Recht auf Er­
holung und in der planmäßigen Förderung von Körper­
kultur und Sport. Das Recht auf eine umfassende, kosten­
lose Betreuung zur Erhaltung und Wiederherstellung 
seiner Gesundheit ist jedem Werktätigen garantiert. 

Erstmalig in unserer Geschichte ist in der Deutschen 
Demokratischen Republik eine solch umfassende Betreu­
ung verwirklicht worden. Eine einheitliche Gesundheits­
verwaltung, vom Ministerium ' für Gesundheitswesen bis 
zu den Abteilungen der Räte der Kreise und der Städte, 
übernimmt die Verantwortung für alle gesundheitspoliti­
sehen Maßnahmen, dle von Volkskammer und Regierung 
vorgesehen sind. Die Voraussetzungen, die das Entwick­
lungstempo des staatlichen Gesundheitswesens beeinflus­
sen. werden von den Werktätigen unserer Republik selbst 
geschaffen. Das ständige Wachstum der Produktion gibt 
der Regierung die finanziellen und materiellen Mittel in 
die Hand, die sie für die weitere Entwicklung aller Zweige 
der Volkswirtschaft und für die Verbesserung der kul­
turellen, sozialen und gesundheiltlichen Betreuung benötigt. 

Welche Bedeutung der Bonner Staat der Gesunderhal­
tung der Menschen beimißt, ergibt sich schon aus der 
Tatsache, daß auf zentraler Ebene kein Ministerium. vor­
handen ist, das sich ausschließlich diesem umfangreichen 
Auigabenbereich widmet. Die Durchführu.ng der gesund­
heitlichen Aufgaben liegt in erheblichem Umgange viel­
mehr bei gemeinnützigen Vereinigungen, konfessionellen 
Verbänden und privaten Einrichtungen. So ist es auch 
nicht verwunderlich, daß die Finanzierung der kommu­
nalen Krankenhäuser und Heilstätten weitgehend von der 
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Finanziage der jeweiligen Gemeinden abhängt, die wie­
derum wesentlich von der BOJU1er Kriegspolitik beeinflußt 
wird. Zum großen Teil ist aber die gesundheitliche Be­
treuung von den finanziellen Verhältnissen des Patienten 
selbst abhängig. Das findet vor allem in der Klassenein­
teilung der kommunalen und konfessionellen Kranken­
häuser seinen sichtbaren, aber keinesfalls rühmlichen 
Ausdruck. 

Einige Zahlen sollen veranschaulichen, welche Erfolge 
in der Entwich.-ung des staatlichen Gesundheitswesens in 
der Deutschen Demokratischen Republik erreicht wurden. 
Im Jahre 1951 wurden aus dem Staatshaushalt der Deut­
schen Demokratischen Republik dem staatlichen Gesund­
heitswesen insgesamt 1 037,0 Millionen DM - das sind 
56,50 DM pro Kopf der Bevölkerung - zur Verfügung ge­
stellt. Im Jahre 1958 waren" es bereits 2561,5 Millionen 
DM. Das entspricht einer Ausgabensteigerung von 147 % 
gegenüber 1951 und einem Pro-Kopf-Verbrauch von 
146,22 DM. In diesen Ausgaben sind die Aufwendungen der 
Sozialversicherung für gesundheitliche Zwecke (Arzneien, 
Honorare für Privatärzte, stationäre und ambulante Be­
handlungen) nicht enthalten. 

Größte Aufmerksamkeit gilt der Verbesserung der ge­
sundheitlichen BetreuWlg der ländlichen Bevölkerung. 
Bald wird die Kluft zwischen Stadt und Land, die be­
sonders auf dem Gebiete des Gesundheitswesens unter 
kapitalistischen Verhältnissen in Deutschland bestand und 
noch besteht, in der Deutschen Demokratischen Republik 
übe.rwunden sein. Die Steigerung der Zahl der Landam­
bulatorien von 167 im Jahre 1951 auf 352 im Jahre 1958 
und der GemeindeschwesteTIlstationen von 2880 auf 4335 
verdeutlicht die Angleichung des Dorfes an die gesund­
heitliche Betreuung der Städte. Dazu wird auch die Schaf­
fWlg eines breiten Netzes staatlicher Arztpraxen - womit 
seit 1957 vorwiegend auf dem Lande begonnen wurde -
beigetragen. Fahrbare Zahnstationen, die besonders der 
Jugendzahnpflege dienen, sind heute zu e1ner nicht mehr 
wegzudenkenden Einrichtung geworden. 

In der Deutschen Demokratischen Republik ist mit dem 
"Gesetz über den Mutter- Wld Kinderschutz und -clie 
Rechte der Frau" vom 27. September 1950 die Gleichbe­
rechtieung der Frau verwirklicht. Es '\vurden damit gleich­
zeitig die großen Verdienste, die sich die Frau beim 
Wiederaulbau erworben hat, gewürdigt. Die jahrzehnte­
lange Forderung der Frau nach gleichem Lohn für gleiche 
Arbeit ist damit erfüllt und ihre uneingeschränkte Teil­
nahme am gesellschaftlichen und beruflichen Leben ge­
setzlich garantiert. über 40 % der Beschäftigten in der 
gesamten Volkswirtschaft sind Frauen. Dies ist möglich 
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durch die staatliche Unterstützung bei der Unterbringung 
u~d Betreuun.g der Kinder in Kinderkrippen, Kinder-
garten usw., dIe folgende EntWicklung ausweisen: . 

Plätze in kommunalen Kinderkrippen 
Plätze in Betriebskinderkrippen 

1951 1958 

6453 51245 
1685 15112 

Dazu kommen 8 660 Plätze in Säuglingsheimen und 
11 585 Plätze in Erntekinderkrippen. Das bedeutet daß 
1951 von 99 Kindern im Alter bis zu 3 Jahren er~t ein 
Kind in einer Klippe untergebracht werden konnte wäh-
rend 1958 auf 9,1 Kinder ein Krippenplatz kam. ' 

Bedeutend - und nur in einem Arbeiter-und-Bauern­
Staat möglich - sind vor allem die finanziellen Unter­
~tützungen für M'll,tter und Kind. So wandte ,unser Staat 
1m Jahre 1958. pr? Platz in einer Kill1dertageskrippe 
1449 DM auf, die El11nahmen aus Elternanteilen betrugen 
d~gegen nur 211 DM. In den Säuglingsheimen betrugen 
die Aufwendungen sogar 3010 DM pro Platz und nur 
287 DM flossen an Einnahmen aus Elternanteilen dem 
Staatshaushalt zu. 

Die hohe Bedeutung der Familie als Keimzelle beim 
Aufbau des S?zi~ismus fand ihre Würdigung in einer 
Verordnung, die 1m Zusammenhang mit der Aufhebung 
~er Lebensmittelkarten beschlossen wurde, Danach erhält 
Jede Mutter bei der Geburt ihres ersten Kindes eine ein­
TI?-alige .. Un~erstützu~g von 500 DM. Dieser Betrag erhöht 
Sich für jedes weItere Kind und beträgt ab 5. Kind 
~ 000 D~. ~uf Grund derselben Verordnung wird für 
jedes Kmd blS zur Vollendung des 15. Lebensjahres mo­
nat~.ch .~in ~taatlicher ~inderzuschlag von 20 DM gezahlt. 
wofur jahrlich 736,2 Millionen DM bereitgestellt werden. 

Für den vorbeugenden Gesundheitsschutz, wie Tbc-Be­
ratung, I:nI?fwesen und Seuchenbekämpfung, wurden 1958 
fast 1 MUhon DM mehr als 1955, insgesamt über 7 Mil­
lionen DM ausgegeben. 

500n diese wenigen Beispiele beweisen, daß unter der 
ArbeIter-und-Bauern-Macht seit 1949 der Gesundheitszu­
stand der gesamten Bevölkerung ständig verbessert wi.rd. 
Nur gesunde und lebensfrohe Menschen sind in der Lage 
den Sozialismus aufzubauen. Das stete und ununter~ 
~ro~ene Wachstum der Produktion versetz.t die Regierung 
m die Lage, das G-esundheitswesen in der DDR zu einem 
positiven Beispiel für ganz Deutschland zu entwickeln. 

Die soziale Bet~ell:ung der Bürger unserer Republik 
steht der gesundheltlichen ebenbürtig zur Seite und ist ein 
gewichtiger Faktor beim Vergleich des Lebensstandards 
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im Kapitalismus und in der DDR. Die gesamte politische, 
organisatorische und finanzielle Leitung der Sozialver­
sicherung der Arbeiter und Angestellten wurde den Ge­
werkschaften übertragen. Den Versiche.rungsschutz für die 
Bauern, Handwerker, kleinen Gewerbetreibenden und frei­
beruflich Tätigen hat die Versicherungsanstalt übernom­
men. Die Ausgaben der Sozialversicherung stiegen zwi­
schen 1951 und 1958 von nahezu 4,5 Milliarden DM auf 
über 7,5 Milliarden DM, die durch die Einnahmen nicht 
voll gedeckt werden k01U1ten. Es wurden deshalb im 
gleichen Zei"b."aum 2,6 Milliarden DM aus dem Staatshaus­
halt zugeschossen. Davon entfallen seit 1956 etwa 683 Mil­
lionen DM auf die Versicherung der selbständig Erwerbs­
tätigen. Nicht nur diese Zuschüsse, sondern auch die 
erhöhten Rentenleistungen für diese Bevölkerungsschich­
ten werden aus dem Staatshaushalt finanziert. Vom Aus­
gabevolumen des Versicherungsfonds der Bauern trug der 
Haushalt der Republik 1957 z. B. 45 %. Auch das ist ein 
Ausdruck der BÜI1dnispolitik. Bei den Handwerken1 wur­
den 26,2 % und bei den übrigen Selbständigen 29 % der 
Ausgaben des Jahres 1957 vom Staat übernommen, womit 
die Haltung gegenüber den Mittelschichten überzeugend 
dokumentiert wird. 

Auch an der Altersve.rsorgung haben .alle Bevölkerungs­
kreise gleichermaßen Anteil. Die unermüdliche Schaffens­
kraft der Berufstätigen ennöglicht den Rentnern einen 
sorglosen Lebensabend. Das ist um so bemerkenswerter, 
als auf 2,5 Beschäftigte in der DDR ein Rentner entfällt. 
Die Ausgaben für Renten stiegen seit 1951 um über 50 %. 
Die seit 1951 gesetzlich durchgeführten Rentenerhöhungen 
sind ein Spiegelbild der Sozialpolitik des Staates: 

28. Juni 1951 jährliche Auswirkung 49,3 Mil!. DM 

25. Juni 1953 jährliche Auswirkung 183,0 Mil!. DM 

16. November 1956 jährliche Auswirkung 952,0 MU!. DM 

28. Mai 1958 jährliche A·uswil:kung 265,0 Mill. DM 

1. Maj 1959 jälu'Uche Auswirkung 333,0 Mil!. DM 

1. Juli 1959 jährliche AuswiTkung 58,0 Mil!. DM 

All diese Rentenerhöhungen sind durchgeführt worden, 
ohne daß die Beiträge zur Sozialversicherung der Arbeiter 
und Angestellten erhöht wurden. Die Erfolge der Werk­
tätigen bei der Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
der Senkung der Selbstkosten werden den Werktätigen 
nicht vorenthalten, wie in den kapitalistischen Staaten, 
sondern kommen den Schaffenden unmittelbar zugute. Die 
Rentenerhöhungen wurden auch nicht durch höhere SV­
Beiträge finanziert, wie es u. a. in Westdeutschland der 
Fall ist. 
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In den Feierabend- und Pflegeheimen stehen alten und 
gebrechlichen Bürgern zur Zeit 85000 Plätze zur Verfü­
gung, 10000 mehr als 1955. Die Unterbringungs kosten für 
hilfsbedürftige Heiminsassen werden aus Mitteln der So­
zialfürsorge getragen, während in Westdeutsch land in der 
Regel die Heimbewohner selbst dafür aufkommen müssen. 

Die Ausgaben der Sozialversicherung für Kranken­
Haus- und Taschengeld stiegen von 1951 bis 1958 auf 
18: %, wobei das .Krankengeld vom ersten Tag der Krank­
heIt an gez~lt Wll"~. Besonders großzügi.g wurde die Ver­
sorgung nll~ Arznel- und Heilmitteln geregelt. Während 
der . Arzt 10 Westdeutschland einen durchschnittlichen 
Medikarnentensatz von 6,50 DM verbLndlich vorgeschrie­
ben .. erhält, konnten 1958 in der DDR 24 DM pro Kopf der 
Bevolkerung verausgabt werden. 

Für die Genesung ~nd Erholung stehen der Bevölkerung 
d~r DDR 222 Kurhelme (außer den Heimen des FDGB) 
mIt. 21 164 Betten zur Verfügung. Unabhängig von der 
sc;>zlalen .Stell;mg ist allein der Gesundheitszustand für 
dle KW'emwelsung maßgebend, während in Westdeutsch­
land vor allem der Geldbeutel dafür ausschlaggebend ist. 

Die ~ntwicklung der Sozialversicherung veranschaulicht 
d~~ Ziel der ~ozialpolitik der DDR, allen Bürgern ein 
Ho~st~aß SOZIaler Sicherheit zu gewährleisten und auch 
damIt elO Beispiel für ganz Deutschland darzustellen. 

Volksbildung und Kultur dienen der umfassenden 
Entwicklung aller Glieder der Gesellschaft 

Mit der demo~ratischen und sozialistischen Erneuerung 
d~ gesellschaftlichen Verhältnisse hat sich auf dem Ge­
bIete der DDR eine umfassende Kulturrevolution voll­
zogen, . die auch eine Umwälzung auf dem Gebiete der 
VolksbIldung zur Folge hatte. 

Begonnen wurde di~e Veränderung mit der demokrati­
s<:!'en Schulreform, rmt der ein völlig neues, einheitliches 
Bildungssystem aufgebaut wurde. Der gesamte Erzie­
hungsprozeß. der J;tg~dlichen vom Kindergarten bis zur 
Hochschule 1st da:rm el'llgeschlossen. Den Jugendlichen ist 
das Recht auf Bil~ung - unabhängig von der sozialen 
Stellu.~? ----: garantle:t. Während in der DDR große Sum­
men fur dIe Volksb~dung bereitgestellt werden, muß in 
~~tdeutschland dafur neben den Gemeinden der einzelne 
Burger au.fkommen. 1956 wurden z. B. in der DDR 
2~6,30 DM Je Kopf der Bevölkerung für Zwecke del" Volks­
bildung ausg~geben; in Westdeutschland waren es nur 
126,75 DM. Die Aufwendungen für die Volksbildung die 
Beru~~sbildung und den Sport steigerten sich' von 
~,9 MIlliarden DM im J.ahre 1955 auf 2,6 Milliarden DM 
un Jahre 1958 (ohne dIe Ausgaben für das Hochschul­
wesen). Im Gegensatz zu Westdeutschland besteht in der 
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DDR Schulgeldfreiheit; an 60 % der Mittel- und Ober­
schüler werden Beihilfen gezahlt, und die meisten Jugend­
lichen erhalten die Schulbücher ·kostenlos. 

Der wirtschaftliche Aufschwung, der seit der Gründung 
der DDR erreicht wurde, erforderte auch eine l\usbreitung 
der wissenschaftlichen Forschungstätigkeit, die vom Ar­
beiter..:und-Bauern-8taat in großzügigster Weise unter­
stützt und gefördert wird. Den Hochschulen wurden von 
Jahr zu Jahr größere Mittel für ihre Tätigkeit zugewiesen: 
1955 waren es 454 Millionen DM, 1958 bereits 505 Mil­
Honen DM. Die Tätigkeit unserer Universitäten und Hoch­
schulen dient nur frJedlichen Zwecken: die Menschen 
sollen ein besseres Leben haben und größere Kenntnisse 
von den Gesetzmäßigkei.ten in Natur und Gesellschaft er­
halten, um sie in der Praxis anzuwenden. Die' persönliche 
Existenz der Wissenschaftler ist finanziell ausreichend ge­
sicllert, und es stehen ihnen nicht nur moderne Insti,tute, 
sondern auch ausreichende finanzielle Mittel zur Verfü­
gung. 90 % der Studenten erhalten staatliche Stipendien. 
Dafür wurden 1958 fast doppelt so viel Gelder, nämlich 
über 85,1 Millionen DM, al'S 1955 verwendet. Insgesamt er­
hielten Wissenschaft und Forschung 1,14 Milliarden DM 
aus dem Staatshaushalt. 

Die tiefen gesellschaftlichen Umwälzungen in der DDR 
haben auch einen Aufschwung q.es kulturellen Lebens in 
nationalem und humanistischem Geist zur Folge gehabt. 
Grundlegende Reformen verschafften den Werktätigen, die 
durch ihre Tätigkeit erst die Vorausset.zungen für ein kultur­
volles Leben ermöglichen, auch die Gelegenheit, daran 
teilruhaben. Das Theater ist tatsächlich ein Theater des 
Volkes geworden. Durch das Betriebsanrecht mit den bis 
zu 30 % verbilligten Eintrittspreisen wächst die Zahl der 
Besucher und wächst das kulturelle Bedürfnis bei den­
jenigen, die früher vom Theaterleben ausgeschlossen wa­
ren. Kapitalistisches Profitstreben ist bei Theater und 
Film in der. DDR ausgeschlossen. 174 Millionen DM Zu­
schüsse wurden den Theatern in der Republik zuteil. Der 
Kunstpflege standen 64 Millionen DM für Museen, Zoolo­
gische Gärten und für die DenkmaLpflege zur Verfügung. 
Die besondere Fürsorge galt seit Gründung der Republik 
der kulturellen Selbstbetätigung der Werktätigen, der 
Volkskunst, wie überhaupt der gesamten kulturellen Mas­
senarbeit, auch auf dem Lande. Es ist heute für jeden 
Bürger eine Selbstverständlichkeit, daß er an Kursen der 
Volkshochschulen, an der Ausbildung in Volksmusik­
schulen zu außeror.dentlich niedrigen Gebühren teilneh­
men kann, daß er Kultur- und Klubhäuser und Biblio­
theken kostenlos benutzen kann. Dafür wurden 1955 etwa 
68 Millionen DM und 1958 über 106 Millionen DM ver­
wendet. 
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Wenn auch in der Deutschen Demokratischen Republik 
- verfassungsl"echtlich garantiert - die Trennung von 
Staat un'd Ki.r.che besteht und damit den gesellschaftlichen 
Bedingungen Rechnung getragen wurde, ist die ungestörte 
Religionsausübung vom Staate geschützt. Darüber hinaus 
erhalten die Religionsgemeinschaften vom Staat jährlich 
bedeutentle Mittel. Seit 1946 wurden in den Haushalts­
plänen rund 170 bis 180 Millionen DM dafür bereitgestellt. 
1400 evangelische Kirchen wurden bis 1957 wiederaufgebaut 
und 52 neue Gotteshäuse.r errichtet. Bei der katholischen 
Kir-che waren bei Kriegsende 28 Bauten total zerstört und 
70 beschädigt; 56 wurden wiederaufgebaut, 75 sind neu 
entstanden, und 39 Notkirchen wurden errichtet. Bei den 
kleineren Religionsgemeinschaften konnten 275 Kirchen 
und Gemeindehäuser wiederhel"gestellt oder neu aufge­
baut werden. Neben der Zuteilung des Materials und der 
Arbeitskräfte wurden z.13. folgende finanzielle Mi<ttel für 
evangelische Kirchen bereitgestellt: 

St. Nikolai, Pptsdam 
Barfüßerkirche Errurt 
St. Wolfgang, Schneeberg 
Oberkirche Cottbus 

475000 DM 
244000 DM 
179000 DM 
259000 DM. 

Die Ausbildung des theologischen Nachwuchses erfolgt 
an den Univer-si'täten der DDR, wofür rund 4 Millionen 
DM jährlich zur Verlügun'g stehen. An die Theologie­
Studenten und -Aspiranten werden außerdem jährlich 
1,6 Millionen DM an Stip~dien aus staatlichen Mitteln 
gezahlt. 

Dieser Abriß der A4fwendungen, die direkt oder in­
direkt den Bürgern unserer Republik im Ergebnis der 
immer höheren Anstrengungen aller Werktätigen zu­
fließen, ist bei weitem nicht erschöpfend. El" sollte aber 
ausreichen, den Blickwinkel zu erweitern und das Bewußt­
sein von der Kraft unserer Republik und der sicheren Per-
spektive ihrer Bürger zu festigen. . 

\ 
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III. Die Deutsche Demokratische Republik -
Basis für den Sieg des Sozialismus in Deutschland 

Der großartige Aufschwung, den die Volkswirtschaft seit 
Bestehen der Republik genorrunen hat, wurde in den letz­
ten Jahren in zunehmendem Maße für jeden einzelnen 
Bürger, ganz gleich ob Arbeiter oder Unternehmer, ob 
Bauer oder Handwerker, ob Jugendlicher oder Rentner, 
sichtbar und verdeutlichte sich in seiner Lebens- und Denk­
weise. Die Grundlagen für den Sieg des Sozialismus sind 
durch den Arbeitsenthusiasmus der Werktätigen, aber auch 
durch den Fleiß zahlreicher Angehöriger der Mittelschich­
ten geschaffen worden. Das war die Voraussetzung, um im 
zehnten Lebensjahr der DDR zu Taten zu schreiten, die 
das bisher Geleistete noch bei weitem übertreffen werden. 

Die bisher errungenen einzigartigen Erfolge, die das Er­
gebnis hervorragender Leistungen der Arbeiter und Bauern, 
der Intelligenz, der Handwerker und Gewerbetreibenden 
waren, veranlaßten die Partei der Arbeiterklasse, für den 
dritten Fünfjahrplan weitere Hauptaufgaben festzulegen. 
Wie in andern sozialistischen Ländern, wurden auch für die 
DDR im friedlichen Wettstreit mit kapitalistischen Ländern 
bestimmte ökonomische Ziele gesteckt, deren Erreichung 
die überlegenheit der sozialistischen Ordnung eindeutig be­
weisen wird. Der V. Parteitag der SED beschloß, die Volks­
wirtschaft der DDR so zu entwickeln, daß bis 1961 der Pro­
Kopf-Verbrauch der Bevölkerung der DDR an allen wich­
tigen Lebensmitteln und Konsumgütern den Westdeutsch­
lands übertrifft. Dafür ist eine Zeitspanne von 1000 Tagen 
vorgesehen, in der täglich und stündlich um die Erfüllung 
dieser: Aufgabe gerungen werden muß. 

In völliger Übereinstimmung und brüderlicher Zusam­
menarbeit mit den Ländern des Sozialismus wurden die 
bisherigen Planziele erhöht. Zusammengefaßt mit der Per­
spektive bis 1965 wurden Siebenjahrpläne ausgearbeitet. 
Diese sind ganz besonders auf die zunehmende Arbeits­
teilung innerhalb des sozialistischen Weltsystems abgestellt. 
Der Bedarf an Walzstahl, Roheisen, Eisenerz, Erdöl und 
anderen wichtigen Rohstoffen wird durch die Unterstüt­
zung der UdSSR und der anderen sozialistischen Länder 
gedeckt werden. Der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe, 
der seit nunmehr zehn Jahren besteht, hat wichtige Emp­
fehlungen hinsichtlich der ökonomischen Entwicklung der 
Teilnehmerländer gegeben. Im Chemieprogramm werden 
sich die Länder im Apparatebau unterstützen und Koope­
rationen im Bau von chemischen Anlagen vornehmen. Der 
Maschinenbau ist weitgehend zu spezialisieren, wobei auf 
den besonders entwickelten Zweigen der einzelnen Länder 
(z. B. DDR - Maschinenbau, Polen - Schiffsbau, Bulga-
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rien - Landmaschinenbau usw.) gefußt wird. Die Speziali­
sierung wird die Arbeitsproduktivität steigern und allen be­
teiligten Ländern hohen Nutzen bringen. 

Die Voraussetzungen im internationalen Maßstab - die 
gegenseitige Unterstützung vor allem in der Sicherung der 
Rohstoffbasis - sind geschaffen. Es liegt nun an den Werk­
tätigen der DDR, die geplanten Vorhaben zu verwirklichen. 
Im Siebenjahrplan sind eine ganze Reihe großer Bauten 
vorgesehen, deren Errichtung eine gewaltige Arbeitsbe­
geisterung erfordert. Dazu hat sich vor allem unsere Ju­
gend bereit erklärt. Es sei nur an das Erdölkombinat 
Schwedt erinnert, an den Ausbau des Flughafens Schöne­
feld zum Düsenflugplatz, an die Entwässerung der Wische. 
Wäre es früher möglich gewesen, Jugendliche fur solche 
Vorhaben freiwillig zu gewinnen? An weiteren Großbauten 
wurden vorgesehen: die Großkraftwerke Lübbenau und 
Vetschau, der Ausbau des Rostocker Hafens, die Errichtung 
des ersten Atomkraftwerkes Deutschlands zur Erzeugung 
elektrischer Energie, der verstärkte Wiederaufbau der 
Städte - vor allem Bel'lins - und damit der Neubau wei­
terer Wohnungen. Bis 1965 soll der Wohnungsbau auf mehr 
als 100000 Wohnungen jährlich gesteigert und damit die 
Wohnungsbautätigkeit Westdeutschlands weit übertroffen 
werden. 

Die gesamte Jndustrieproduktion wird auf mindestens 
150 % anwachsen und damit die Versorgung der Bevölke­
rung mit wichtigen industriellen Massenbedarfsgütern ent­
scheidend verbessert werden. Bereits 1961 soll das Waren­
angebot bei Schuhen auf 23,5 Millionen Paar, bei wollenen 
Geweben auf 48,7 Millionen qm erhöht werden. 1961 wer­
den 68 000 Personenkraftwagen hergestellt werden. In der 
Landwirtschaft soll das staatliche Aufkommen pro Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche bis 1965 bei Schlachtvieh 
(ohne Schweine) auf 69,6 kg, bei Schlachtschweinen auf 
113 kg und bei Milch auf 1083 kg gesteigert werden. 

Ein Zuwachs von solchem Ausmaß ist nw' möglich, wenn 
den Werktätigen die fortgeschrittenste Technik zur Verfü­
gung steht. Deshalb wurde der sozialistischen Rekonstruk­
tion der Betriebe besondere Bedeutung beigemessen. Die 
5. Tagung des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands befaßte sich eingehen'd damit und mit 
der sich daraus ergebenden Steigerung der Arbeitsproduk­
tivität. Die Leitungen der Betriebe wurden dafür verant­
wortlich gemacht, mit Hilfe der reichen Erfahrungen der 
Werktätigen die sozialistische Gemeinschaftsarbeit auf der 
höchsten Stufe der Technik zu sichern. Der Produktions­
prozeß soll besser organisiert werden, die Spezialisierung 
der Fertigungsvorgänge muß erfolgen. Dabei ist vor allem 
der Weg einzuschlagen, rationelle technologische Verfahren 
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mit Hilfe der vorhandenen maschinellen Ausrüstung ein­
zuführen. Das ist notwendig, um zur Erfüilung der ökono­
mischen Hauptaufgabe maximal Zeit zu gewinnen. 

Seit der Verkündung dieser ökonomischen Hauptaufgabe 
sind 400 Tage vergangen. Inzwischen wurde viel erreicht. 
Im ersten Halbjahr 1959 sind die Geldeinnahmen der Be­
völkerung der DDR um 2,7 Milliarden DM gestiegen. Die 
Einzelharrdelsumsätze stiegen um 2,2 Milliarden DM, Als 
Dank gegenüber unserem Staat wurde aus Anlaß des 
10. Jahrestages der Republik eine große Wettbewerbsbewe­
gung ins Leben gerufen, in der bis Ende J uli 2570000 Werk­
tätige Verpflichtungen übernommen hatten. Die Produk­
tionspläne sollen in allen Betrieben bis zum Tag der Repu­
blik mit 80 % erfüllt werden. Die Zuwachsrate der indu­
striellen Bruttoproduktion erreichte von Januar bis Juli 
schon 12,7 %, im Bauwesen stieg sie sogar auf 25 % an. 
In der Leichtindustrie ergaben sich ebenfalls beträchtliche 
Steigerungen. Die Warenbereitstellung in Fleisch- und 
Wurstwaren stieg wn 20 %, bei Milch un'd Sahne um 35 % 
und bei Kaffee um 13 % im Vergleich zum Vorjahr. 

Zahlreiche Angehörige des Mittelstandes sind ebenfalls 
Verpflichtungen zum Jahrestag der Republik eingegangen. 
Von der Christlich-Demokratischen Union wurde eine Be­
wegung "Wir sichern den Frieden durch gute Taten für un­
sere Republik" ausgelöst, der sich viele Mitglieder und 
parteilose Christen anschlossen. Landwirtschaftliche Pro­
duktionsgenossenschaften verpflichteten sich zu höheren 
Hektarerträgen. Im Bezirk Magdeburg wurden 26 000 frei­
willige Erntestunden geleistet. Dort traten auch 200 Mit­
glieder Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
neu bei. Produktionsgenossenschaften des Handwerks über­
nahmen zusätzliche Fertigungsaufgaben,wie in Calbe die 
PGH Bau im Werte von 40000 DM. Halbs taatliche Betriebe 
erhöhten Plan auflagen. Mitglieder der CDU gingen im 
Nationalen Aufbauwerk beispielgebend voran und regten 
parteilose Christen zur Mitarbeit an, wie in Bernsdorf (Kr. 
Hoyerswerda). 

Der Beweis ist erbracht, daß die Bewegung zur Lösung 
der ökonomischen Aufgaben als Beitrag zum Sieg des So­
zialismus alle Bevölkerungsschichten erfaßt hat, weil die 
unaufhaltsame Aufwärtsentwicklung der DDR ihnen die 
Gewähr für den Sieg über Militarismus und Krieg, für ein 
Leben in Frieden und Wohlstand in einem zukünftigen 
einheitlichen und demokratischen Deutschland bietet. 
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